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Helmut Kohl zum Grundsatzprogramm: 

Nutzen wir das Jahr 1993 
für eine rege Diskussion 
j*Bi Vorabend der Wiedervereinigung 
J;eutschlands haben wir auf unserem 
*>amburger Parteitag beschlossen, 
User Grundsatzprogramm zu über- 

Jfüfen und fortzuschreiben. Wir sind 
die erste Partei in unserem Lande, die 
H'11 gesamtdeutsches Grundsatzpro- 
gramm diskutiert. 

^eit 1978, der Verabschiedung des Lud- 
'gshafener Programms, hat sich die 
e't dramatisch verändert. Die kommu- 

,st»schen Diktaturen Europas sind 
p ^mmengebrochen, der Warschauer 
Ij^t hat sich aufgelöst, und mit der staat- 
^chen Einheit unseres Vaterlandes ist 

Aes der großen Ziele unserer Politik ver- 
glicht worden, 
ja,Ute' *m letzten Jahrzehnt des zweiten 
in pUsends' stenen wir in Deutschland, 
-Europa und weltweit vor neuen Her- 

s'orderungen, die neue Antworten von 
s verlangen. Wir haben dabei die große 

^ance, unseren Standort als christlich- 
^niokratische Volkspartei auch unter 

änderten Umständen klar zu benen- 

SCL 
nr| w*r ein neues Grundsatzprogramm 

Reiben, dann heißt das nicht, daß 
(Fortsetzung Seite 2) 
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Helmut Kohl benennt vier neue Minister 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat 
am 19. Januar die angekündigte 
Umbildung seines Kabinetts 
bekanntgegeben. 
Danach wird Günter Rexrodt für den 
zurückgetretenen Jürgen Möllemann 
Wirtschaftsminister, Jochen Borchert 
für den freiwillig ausscheidenden 
Ignaz Kiechle Landwirtschaftsmini- 
ster, Wolfgang Bötsch für den zurück- 
getretenen Christian Schwarz-Schil- 
ling Postminister und Matthias Wiss- 
mann als Nachfolger von Heinz Rie- 
senhuber Forschungsminister. 
Außerdem werden folgende sieben 
Parlamentarische Staatssekretäre aus 
ihren Ämtern ausscheiden: Georg Gal- 
lus, Torsten Wolfgramm, Willi Rawe, 
Dieter Schulte, Gottfried Haschke, 
Ingrid Roitzsch und Erich Riedl. 

Sechs Parlamentarische Staatssekre- 
täre wechseln das Ressort: Wolfgang 
Gröbel von Verkehr zu Landwirt- 
schaft, Michaela Geiger von Entwick- 
lungshilfe zu Verteidigung, Reinhard 
Göhner von Justiz zu Wirtschaft, Jür- 
gen Echternach von Bau zu Finanzen, 
Paul Laufs von Umwelt zu Post und 
Manfred Carstens von Finanzen zu 
Verkehr. 

Helmut Kohl: Ich will diese Gelegen- 
heit nutzen, die Arbeit der Parlamen- 
tarischen Staatssekretäre ganz beson- 
ders dankbar zu würdigen. Trotz der 
hohen Arbeitsbelastung der einzelnen 
Ressorts setzt die Bundesregierung mit 
der Streichung von sieben Staatssekre- 
tärs-Stellen ein Zeichen, das in beson- 
derer Weise ihrer Politik einer sparsa- 
men Haushaltsführung gerecht wird. 

(Fortsetzung von Seite 1) 
unsere alten Grundsätze überholt oder 
nicht mehr gültig wären. Im Gegenteil! 
Wir können heute mit Stolz feststellen, 
daß die innen- und außenpolitischen Ent- 
wicklungen der vergangenen anderthalb 
Jahrzehnte unsere Grundpositionen voll 
bestätigt haben. Der vorliegende Entwurf 
will auf der Grundlage unserer bewähr- 
ten programmatischen Grundsätze Ant- 
worten auf die neuen Probleme geben. 
Dazu gehört auch, daß wir die Prioritäten 
unserer Politik überprüfen. 
Von der Diskussion des Entwurfs ver- 
spreche ich mir vor allen Dingen, daß die 
CDU ihren Standort und ihre Ziele als 
christlich-demokratische Volkspartei im 
Innern bekräftigt und nach außen ver- 
deutlicht. Wir werden gewiß viele inhalt- 
liche Aussagen des Entwurfs kontrovers 
diskutieren. Aber dies wird eben auch ein 

Beweis für die Lebendigkeit und Offen- 
heit, für die Vielfalt der Meinungen und 
Ansichten in unserer Partei sein. In der 
Diskussion wird sich erweisen, daß 
unsere Grundwerte und Grundsätze trag' 
fähig und zukunftsweisend sind. 

Ich möchte Sie alle bitten, daß wir das 
Jahr 1993 auf allen Ebenen der CDU für 
eine intensive und fruchtbare Diskussion 
nutzen. Ich wünsche mir die rege Beteili' 
gung möglichst vieler Parteimitglieder, 
aber auch die Einbeziehung interessierte1" 
Bürger außerhalb unserer Partei in diese 
wichtige Debatte. Ich möchte Sie alle 
nachdrücklich auffordern, Ihre Anregufl' 
gen, Wünsche und Änderungsvorschläge 
in die Arbeit einzubringen. Mit dieser 
Diskussion werden wir die Grundlage fr' 
eine erfolgreiche christlich-demokrati- 
sche Politik auch weit über das Jahr 199* 
hinaus legen. 
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Wir wollen eine Gesellschaft der 
Verantwortung und des Gemeinsinnes 
&je CDU-Grundsatzprogramm-Kom- 
JJ'ssion hat dem Bundesvorstand der 
partei den Entwurf für das neue erste 
gesamtdeutsche Grundsatzprogramm 
J"orgelegt. Nach eingehender Beratung 
j[*t der Bundesvorstand einstimmig 
Schlössen, den Entwurf der Kommis- 
sion zur Diskussion in die Partei wei- 
Jerzuleiten. Dazu erklärten Generalse- 
kretär Peter Hintze und der Vorsit- 
**nde der Grundsatzprogramm-Kom- 
mission, Reinhard Göhner: 

^il einem neuen Grundsatzprogramm 
Wlll die CDU Deutschlands auf die 
Ijeuen Fragen antworten, die sich im wie- 

.ervereinten Deutschland und in einer 
lch dramatisch verändernden Welt stel- 

,en- 1993 soll zum Jahr der Programmdis- 
ussion werden. Wir müssen dabei auch 

^Worten auf Entwicklungen geben, die 
chon vor den revolutionären Ereignissen 

Jon 1989/90 eingesetzt haben. Das 
trifft die veränderten und sich verän- 

^fnden Einstellungen zu Werten und 
. ertordnung, die Pluralisierung und 

^'vidualisierung der Lebensstile, neue 
°2iale Fragen, den Strukturwandel in 

lftschaft und Arbeitsleben, die Verän- 
eningen im Altersaufbau der Bevölke- 
n8 und die unübersehbare Spannung 
•sehen Bildungs- und Beschäftigungs- 

ystem. 
0 

.nsere Antworten darauf sind klar und 
eutig: gjd 

?*• Wir wollen eine „Freie und Verant- 
v Gliche Gesellschaft". Sie ist getragen 
~ n Freiheit und Verantwortung, von 
fc^einsinn und Bürgertugenden. 

j*j Wir setzen uns für eine Ökologische 
nd Soziale Marktwirtschaft ein. Wir 

wollen die Wettbewerbsfähigkeit des 
Wirtschaftsstandortes Deutschland ver- 
bessern, stärker als bisher marktwirt- 
schaftliche Instrumente nutzen, um die 
Umwelt zu schonen und den Umbau 
unseres Sozialstaates durch mehr Eigen- 
verantwortung zu verwirklichen. 

I Wir wollen unseren Staat auf seine 
wesentlichen Aufgaben konzentrieren. 
Dafür müssen Überbürokratie und 
gesetzliche Überreglementierung abge- 
baut werden. 

I Wir wollen unsere Vision eines geein- 
ten Europa verwirklichen. Unsere außen- 
politischen Interessen sind die Vollen- 
dung der Europäischen Union, die Stabi- 
lisierung der demokratischen, sozialen 
und wirtschaftlichen Entwicklung in Mit- 
tel- und Osteuropa und die Festigung des 
Atlantischen Bündnisses. 

I Wir wollen die Bewahrung der 
Schöpfung weiter voranbringen. Wir wer- 
ben für ein neues Verständis von Wohl- 
stand und Wachstum. Wir alle müssen 
stärker als bisher die Belange der Natur 
in unser Denken und Handeln einbezie- 
hen. 
Umbruchzeiten führen immer auch zu 
Verunsicherung und zum Infragestellen 
bis dahin gültiger Orientierungen. Der 
Wandel aber ist eine Herausforderung an 
unsere politische Gestaltungskraft, und 
wir wollen ihn als Chance zur program- 
matischen Erneuerung nutzen. Mit unse- 
rer Grundsatzprogramm-Diskussion ent- 
sprechen wir der Erwartung vieler Mit- 
bürger, die mehr denn je von der Politik 
Leitlinien und klare Auskünfte über den 
Weg in die Zukunft erhalten wollen. 
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Wir Christlichen Demokraten - 
für eine „Freie und Verantwort- 
liche Gesellschaft" 
Unser Gemeinwesen lebt von geistigen 
Grundlagen, die nicht selbstverständlich 
und für alle Zeiten gesichert sind. Wir 
sehen es als die besondere Selbstver- 
pflichtung der CDU, für die christlichen 
Wertgrundlagen unseres Landes einzutre- 
ten und auch in einer zunehmend säkula- 
risierten Welt dieses Fundament der frei- 
heitlichen Demokratie zu bewahren und 
zu stärken. Wir entfalten das christlich- 
demokratische Profil als Grundlage unse- 
rer Politik deutlicher und breiter als im 
alten Programm. 

Im Mittelpunkt steht das christliche Ver- 
ständnis vom Menschen als verpflich- 
tende Grundlage für unser politisches 
Handeln. Es ist das geistige Fundament 
und der historische Ausgangspunkt unse- 
rer Partei. Grundlage und Orientierung 
unseres politischen Handelns sind das 
christliche Verständnis vom Menschen 
und die daraus abgeleiteten Grundwerte 
Freiheit, Solidarität und Gerechtigkeit. 
Unsere Grundwerte bedingen und 
begrenzen sich gegenseitig. Entsprechend 
den Fragen und politischen Herausforde- 
rungen unserer Zeit müssen wir sie immer 
wieder neu gewichten und aktualisieren. 

Wir Christlichen Demokraten bekennen 
uns zur Unantastbarkeit der Würde des 
Menschen. Wir achten jeden Menschen 
als einmalige und unverfügbare Person. 
Würde, Freiheit und Leben des Men- 
schen sind in allen Lebensphasen zu ach- 
ten und zu schützen. Die Würde aller ist 
gleich — unabhängig von Geschlecht, 
Rasse, Nationalität, Alter, von religiöser 
und politischer Überzeugung, von 
Gesundheit und Leistungskraft, von 
Erfolg oder Mißerfolg. 

Die Freiheit gibt dem Menschen die 
Möglichkeit zur sittlichen Entscheidung. 

Mit der gleichen Freiheit aller anerken- 
nen wir das Recht eines jeden, über sein 
Leben selbst zu bestimmen. Jeder 
Mensch trägt dafür die Verantwortung 
vor seinem Gewissen und nach christli- 
chem Verständnis vor Gott. 

Wir Christlichen Demokraten wollen 
unsere Gesellschaft erneuern. Wir treten 
für eine „Freie und Verantwortliche 
Gesellschaft" ein, die von dem Prinzip 
„Freiheit in Verantwortung" getragen 
wird: 

• Wir wollen eine Gesellschaft des 
Gemeinsinns, in der jeder seine Pflicht 
für die Gemeinschaft übernimmt. 

• Wir wollen eine Gesellschaft der Ver- 
antwortung. Wir wenden uns gegen den 
Rückzug ins Private, der gekennzeichnet 
ist durch abnehmende Bereitschaft zur 
Übernahme von Verantwortung im polit'' 
sehen und gesellschaftlichen Leben. 

• Wir wollen eine Gesellschaft der Offefl 

heit, in der Menschen unterschiedlicher 
Nationalität friedlich zusammenleben. 

Für die freie Entfaltung der 
Person in unserer Gesellschaft 

Für uns ist die Familie die Keimzelle def 

Gesellschaft, in der am besten die Eigen' 
schaften und Fähigkeiten entwickelt wef/ 

den können, die Voraussetzung und 
Grundbestandteil einer freien und verafl' 
wortlichen Gesellschaft sind: Liebe und 
Vertrauen, Toleranz und Rücksicht- 
nahme, Opferbereitschaft und Mitveran1' 
wortung, Selbständigkeit und Mündig- 
keit. Wir halten daran fest, daß die Ehe 
als Institution einer auf Dauer angelegt6 

Beziehung in unserer Verfassungsord- 
nung geschützt bleibt. 

Familien und Alleinerziehende brauche11 

zur Bewältigung ihrer Aufgaben versch» 
dene Formen der Entlastung, Unterstüt' 

J 
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2Ung und Ermutigung. Wir wollen zu 
£'ner kinderfreundlichen Gesellschaft 
"^tragen, die Kinder als Bereicherung 
[^stehen. Wir streben an, den Familien- 
astenausgleich weiter zu verbessern und 
angfristig neu zu gestalten: mit einem 

v°Hständig einkommensabhängigen und 
^zupassenden Kindergeld sowie mit der 
Anführung eines Familiensplittings. 

^iehung und Bildung sind wesentliche 
°raussetzungen für die freie Entfaltung 

der Persönlichkeit sowie für die Wahr- 
nehmung von Freiheitsrechten und Bür- 
gerpflichten. Die Verbindung von Bil- 

Ungs- und Beschäftigungssystem muß 
Endige Aufgabe von Politik und Wirt- 
chaft sein. Grundlagen unserer Bil- 
Ungspolitik sind das Prinzip der Chan- 
engerechtigkeit und das Leistungsprin- 2|p: 

^hancengerechtigkeit erfordert, daß 
.le Verschiedenheit der Menschen in 

ren Begabungen, Leistungen und ihrem 
2ialen Herkommen berücksichtigt wird. 

. e kann nicht durch Nivellierung oder 
rch die Einschränkung der Chancen 
derer erreicht werden, sondern nur 
rch die Förderung der Anlagen jedes 

deinen. 

. Vas Leistungsprinzip verlangt, daß die 
»stungsmöglichkeiten des einzelnen 

j.. ordert und gefördert werden und alle 
l    'hre Leistung die gebührende Aner- 

nnung erhalten. Leistung ist das effi- 
. nteste und sozial gerechteste Auf- 

§s~ und Differenzierungskriterium. 
Wir 
s<em 

treten für ein gegliedertes Schulsy- 
n ein, in dem die Verschiedenartigkeit 

sick • e'8un8en un(^ Begabungen berück- 
^ l|gt wird und die Möglichkeit zum 
o   chsel zwischen den Ausbildungsgän- 
2u

n besteht. Wir setzen uns für die Kür- 
ej 

ng Urn ein Schuljahr bis zum Abitur 
gl .' ~arnit wir auch im europäischen Ver- 

lch wettbewerbsfähig bleiben. 

Für eine ökologische und 
Soziale Marktwirtschaft 
Wenn wir im europäischen und interna- 
tionalen Wettbewerb auch künftig beste- 
hen wollen, müssen wir die Leistungsfä- 
higkeit unserer Wirtschaft verbessern. 
Nur unser Wille und unsere Fähigkeit zu 
Spitzenleistungen können unseren wirt- 
schaftlichen Rang erhalten und unser 
soziales Netz sichern. Zur Stärkung des 
Wirtschaftsstandortes Deutschland treten 
wir u. a. ein: 

• für ein attraktives Steuerklima für Inve- 
stitionen, für niedrigere direkte Steuer- 
sätze, aber eine breitere Steuerbemes- 
sungsgrundlage; 

• für die Privatisierung von wirtschaftli- 
chen Beteiligungen der öffentlichen 
Hand an Industrien, Banken und Versi- 
cherungen in den alten Bundesländern; 

• für eine Begrenzung der Lohnnebenko- 
sten, weil ein weiterer Anstieg im interna- 
tionalen Vergleich unvertretbar wäre; 

• für flexiblere Arbeits- und Maschinen- 
laufzeiten; 

• für einen freien Welthandel, weil 
Deutschland als exportorientierte Indu- 
strienation darauf mehr als andere Län- 
der angewiesen ist. 

Im Entwurf des neuen Grundsatzpro- 
grammes sprechen wir nicht mehr allein 
von der Sozialen Marktwirtschaft, son- 
dern von der „Ökologischen und Sozialen 
Marktwirtschaft". Stärker als bisher wol- 
len wir die Kräfte und Steuerungsmecha- 
nismen der Marktwirtschaft einsetzen, 
um einen schonenden Umgang mit Natur 
und Umwelt zu erreichen. Es geht nicht 
um einen Wettlauf von immer mehr Ver- 
boten und schärferen Grenzwerten usw., 
sondern um die Frage, wie mit einem 
begrenzten Aufwand und dem effektiv- 
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sten Einsatz der Mittel die größtmögliche 
Schonung der Umwelt erreicht werden 
kann. 
Wir wollen, daß in Zukunft jeder die 
Kosten für die Inanspruchnahme von 
Umwelt tragen muß, die aus seinem Ver- 
halten als Produzent oder als Konsument 
resultieren. Dazu sind ökologisch ehrli- 
che Preise erforderlich, die durch den 
verstärkten Einsatz marktwirtschaftlicher 
Instrumente wie das Steuer- und Abga- 
benrecht erreicht werden können. 
Umweltfreundliches Verhalten muß sich 
wirtschaftlich lohnen, umweltschädliches 
Handeln muß unwirtschaftlich sein. 

Angesichts der Bevölkerungsentwicklung 
und neuer sozialer Aufgaben stehen wir 
vor einem Umbau anstelle eines nicht 
mehr möglichen Ausbaus des Sozialstaa- 
tes. Wer gestern hilfsbedürftig war, muß 
es heute z. B. aufgrund gestiegener Ver- 
mögen und Einkommen nicht mehr sein. 
In den vergangenen Jahren sind der 
Gemeinschaft viele Leistungen aufgebür- 
det worden, die viele heute selbst erbrin- 
gen können. Es gilt daher, die Absiche- 
rung von zumutbaren Risiken verstärkt 
wieder in die Eigenverantwortung des 
einzelnen zu übertragen — gewachsener 
Wohlstand macht mehr Eigenverantwor- 
tung möglich und notwendig. Staatliche 
Leistungen müssen auf wirklich Hilfsbe- 
dürftige konzentriert werden, damit wir 
im Zuge von Umschichtungen neue Risi- 
ken solidarisch absichern können. Soziale 
Leistungen, die nicht aufgrund eigener 
Beiträge oder Leistungen beansprucht, 
sondern aus Steuermitteln finanziert wer- 
den, sollen künftig nur noch einkom- 
mensabhängig gewährt werden. 

Für einen freiheitlichen Staat 
Damit unser Staat seine eigentlichen Auf- 
gaben erfüllen kann, darf er weder mit 
Anforderungen überfrachtet werden noch 
Aufgaben behalten oder an sich ziehen, 

die andere gemäß dem Subsidiaritätsprifl' 
zip ebensogut erfüllen können. Wir wol- 
len den Staat auf seine wichtigsten Auf- 
gaben konzentrieren: 
• die Grundrechte der Bürger zu schüt- 
zen und Mißbrauch von Macht zu verhi'1' 
dem; 
• den Bürger vor Gefährdungen von 
innen und außen zu schützen; 
• die Schwachen zu schützen und für die 

solidarische Absicherung von Risiken zu 
sorgen, die der einzelne nicht tragen 
kann; 
• die freiheitliche Vielfalt der gesell- 
schaftlichen Kräfte zu wahren und Min- 
derheiten zu schützen. 

Den Rechten, die nur der Staat garantie- 
ren kann, entsprechen Pflichten des Bür- 
gers gegenüber dem Gemeinwesen. Wir 
wollen den Bürgersinn stärken und die 
Verantwortlichkeit der Bürger fördern. 
Die Grundsatzprogramm-Kommission 
tritt dafür ein, daß sich die CDU als 
Volkspartei allen engagierten Bürgern, 
die ihren Sachverstand und ihr Engage- 
ment in die Arbeit unserer Partei einbri11' 
gen wollen, weiter öffnet. 

Dies gilt auch für all jene, die kein länge 

fristiges Engagement in unserer Partei 
nachweisen können. Wir wollen, daß stf 
ihre Erfahrungen und ihre Kompetenz >fl 

konkrete Projekte einbringen können. 
Wir wollen, daß sich die politischen Paf' 
teien aus Institutionen und Gremien 
zurückziehen, für die ihnen kein politi- 
sches Mandat und kein Auftrag zur 
demokratischen Legitimation zukomm 

Wir treten dafür ein, Menschen andere«" 
Nationalität, die bei uns dauerhaft als 
Bürger leben und arbeiten, zu integrier^ 
Wir wollen die Möglichkeit zur EinbürS 
rung ausländischer Mitbürger erleichtef 

soweit sie bestimmte Voraussetzungen 
erfüllen. 

ec 
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abdingbare Kriterien für ihre Einbür- 
gerung sind das Bekenntnis zu den Wer- 
ten unserer Verfassung, der Wille zu einer 
äüerhaften Existenz in der Bundesrepu- 
"k Deutschland sowie gute Sprach- 

Kenntnisse. 

lele Menschen aus armen, unterentwik- 
e'ten Ländern verlassen ihre Heimat, 

, I*1 für sich und ihre Kinder sorgen zu 
n.ntlen> und hoffen auf eine neue 

«ance in den westlichen Industriestaa- 
yn- Die Regelung einer begrenzten 
. ^anderung bedarf des europäischen 

anmens und muß sich an den Interessen 
, d besonderen Situationen — etwa der 
^8e auf dem Arbeitsmarkt — der Mit- 

ledsstaaten orientieren. 

2 Aussetzung für eine europäische 
. .^anderungsregelung ist, daß wir den 
^'ßbrauch des Asylrechts in Deutsch- 

nd beseitigen. 

,   utschland und die Europäische Union 
.   n«n nicht allen Zuwanderungswilli- 
-    e>ne Heimat geben. Wir wollen viel- 
hilf   ^Urcn wirkungsvolle Entwicklungs- 
(j j.e Ur»d Kooperation dazu beitragen, 
jj   die Menschen in ihren Heimatlän- Jern füh- r. ) e,n menschenwürdiges Dasein fü 
können. 

^ eine freie, friedliche und 
erantwortliche Welt 

v Mittelpunkt des außenpolitischen 
p^.P'tels steht die Vollendung der Euro- 
Y sehen Union als einer der großen 
^oU°nen unserer Politik. Wir wollen die 
so|i en°-Un8 der Europäischen Union. Sie 
stfi i m°kratisch, föderal und bürgernah 
sjj.   Uriert sein. Entsprechend dem Sub- 
(j . r,tätsprinzip soll die Europäische 
W0 ?

n nur dort Aufgaben wahrnehmen, 
Hj., Und, Länder und Gemeinden diese 
de j,erfüllen können. Die Vollendung 
fan   

Ul*opäischen Union bedeutet keines- 
die Auflösung der Nationalstaaten. 

Im Unterschied zur bisherigen Program- 
matik sehen wir in der Europäischen 
Union nicht die Verwirklichung eines 
europäischen „Bundesstaates" oder der 
„Vereinigten Staaten von Europa". Die 
Europäische Union wird etwas Neuarti- 
ges in der Geschichte der Zusammen- 
schlüsse von Staaten sein und läßt sich 
nicht mit traditionellen Begriffen charak- 
terisieren. 

Ausgehend von unseren Grundwerten 
benennen wir die außen- und sicherheits- 
politischen Interessen Deutschlands: 

• Wir Deutschen haben ein besonderes 
Interesse an der Einigung Europas. Wir 
verstehen es als Lehre der deutschen 
Geschichte, Deutschland in eine Gemein- 
schaft europäischer Staaten einzubinden, 
die sich zu den Werten des Westens 
bekennt und die an die Stelle des Gegen- 
einanders das Miteinander setzt. Wir 
brauchen eine gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik der Europäischen 
Union, damit unser Frieden in Freiheit 
gesichert bleibt. 

• Wir Deutschen haben ein besonderes 
Interesse an einer engen Zusammenarbeit 
zwischen den USA und Europa. Wir sind 
durch gemeinsame demokratische Werte 
miteinander verbunden. Zusammen 
kommt uns eine entscheidende Bedeu- 
tung für die internationale Entwicklung 
und die Sicherung von Frieden und Frei- 
heit in der Welt zu. 

• Wir Deutschen haben ein besonderes 
Interesse an einer dauerhaften demokrati- 
schen und friedlichen Entwicklung der 
Staaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas. 
Es muß uns gelingen, ihren demokrati- 
schen, wirtschaftlichen, sozialen und öko- 
logischen Aufbau zu sichern. 

Unser neues Verständnis von Sicherheits- 
politik richtet sich auf alle politischen, 
wirtschaftlichen, militärischen und kultu- 
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rellen Anstrengungen, welche das friedli- 
che Zusammenleben der Staaten zum 
Ziel haben. Wir müssen unsere Verant- 
wortung auch im außenpolitischen 
Bereich erfüllen. Deutschland muß wie 
alle anderen Partner an der europäischen 
Verteidigung und den gemeinsamen Auf- 
gaben im Rahmen des NATO-Bündnisses 
teilnehmen sowie die Rechte und Pflich- 
ten, die es mit dem Beitritt zu den Verein- 
ten Nationen übernommen hat, in vollem 
Umfang wahrnehmen können. 

Wir wollen die Voraussetzungen dafür 
schaffen, daß sich Deutschland im Rah- 
men der Charta der Vereinten Nationen 
an Aktionen der UNO, der NATO, der 
WEU und KSZE zur Wahrung und Wie- 
derherstellung des Friedens beteiligen 
kann. 

Für die Bewahrung 
der Schöpfung 

Die Bewahrung der Schöpfung ist zur 
vorrangigen Aufgabe der Menschheit 
geworden. Ohne den Erhalt der natürli- 
chen Lebensgrundlagen ist eine tragfä- 
hige menschliche Entwicklung nicht mög- 
lich. Hierzu ist es notwendig, unsere Prin- 
zipien um ein neues zu erweitern: das 
Prinzip der Vernetzung. Diesem Prinzip 
liegt der christliche Leitgedanke der 
Schöpfung zugrunde. 

Schöpfung umfaßt das Gesamte von 
Mensch, Natur und Umwelt. Dem Men- 
schen kommt eine besondere Verantwor- 
tung für seine Mitgeschöpfe zu. Ziel 
unserer Politik muß es sein, das menschli- 
che Handeln und Wirtschaften in das sie 
tragende Netzwerk der Natur rückzubin- 
den. Das bedeutet, daß wir in natürlichen 
Kreisläufen denken und handeln müssen. 

Umweltschutz wird um so teurer, je spä- 
ter er einsetzt. Erst wenn die Kosten 
unterlassener Umweltvorsorge vom Ver- 

ursacher getragen werden müssen, wird 
Umweltschutz zum selbstverständlichen 
Handlungsprinzip für alle. Eine klare 
Bindung an das Verursacherprinzip ist 
nur dann gewährleistet, wenn sich alle 
Umweltkosten in ökologisch ehrlichen 
Preisen niederschlagen. 
Es ist daher unser Ziel, durch marktwift' 
schaftliche Instrumente schon bei der 
Entwicklung von Produkten und Verfah- 
ren die Umweltinanspruchnahme als 
Kostenfaktor mit einzubeziehen. Ent- 
wicklung, Produktion, Verbrauch und 
Entsorgung von Gütern müssen soweit 
wie möglich in geschlossenen Kreislauf^ 
erfolgen. 

Wir wenden uns gegen die These, der 
Mensch sei einer ethischen Steuerung de 

von ihm in Gang gesetzten technischen 
Fortschritts nicht fähig. Zwischen seine' 
moralischen und technischen Vernunft 
klafft kein unüberbrückbarer Abgrund. 
Der Mensch hat die Kompetenz, mora- 
lisch verantwortbar mit dem umzugehe«1, 

was er technisch kann. 

Freiheit und Freiraum für die Wissen- 
schaft zu gewährleisten, gehören zum 
Grundverständnis unserer Politik. Wir , 
wollen der Wissenschaft die nötigen F«*1 

räume durch Abbau von Bürokratie un^ 
einer ausreichenden Finanzierung seh»'' 
fen sowie zu Leistung, Kreativität und 
Wettbewerb ermutigen. Die Freiheit vd1 

Wissenschaft und Forschung findet ihr* 
Grenzen dort, wo die Würde des Men- 
schen oder die Schöpfung insgesamt 
gefährdet sind. 

Eine gesicherte Energieversorung ist 
Grundlage für Wohlfahrt und Wirt- 
schaftsentwicklung. Die Industriestaat 
tragen aufgrund ihres hohen Energiev^ 
brauches auch international eine beson' 
dere Verantwortung: 
• Wir setzen uns für eine ökologisch ^ 
antwortete Energieproduktion und -n*1 
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Städtebauförderung in den alten 
Ländern nicht auslaufen lassen 

Der Bundesfachausschuß Städte- 
und Wohnungsbau der CDU wendet 
sich entschieden dagegen, die 
Städtebauförderung für die west- 
lichen Bundesländer ersatzlos 
auslaufen zu lassen. 
Zwar habe er Verständnis dafür, wenn 
bei der Städtebauförderung der 
Schwerpunkt auf die neuen Bundes- 
länder verlagert werde. Ebenso habe 
er auch Verständnis für die im Haus- 
haltsjahr 1993 vorgesehenen Kürzun- 
gen bei der Städtebauförderung für 
die westlichen Bundesländer, eine völ- 
lige Einsparung der Mittel sei aber 
nicht hinnehmbar. 

Wie der Vorsitzende des Fachaus- 
schusses, Werner Dörflinger, erklärte, 

dürfe die Städtebauförderung in den 
westlichen Bundesländern auch aus 
konjunkturpolitischen Gründen nicht 
aufgegeben werden, da die öffentli- 
chen Fördermittel eine beträchtliche 
investive Anstoßwirkung hätten. Die 
Folge seien oft Gesamtinvestitionen in 
bis zu fünffacher Höhe. 
Der Ausschuß sprach sich allerdings 
auch eindeutig dafür aus, die Förder- 
kriterien konsequent an den Neubau 
und die Modernisierung von Wohnun- 
gen zu knüpfen. Dies dürfe aber nicht 
nur für die Städtebauförderung gelten, 
sondern müsse auch auf die Dorfer- 
neuerung erstreckt werden, die aus der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" gefördert werde. 

2Ufig ein. Eine sparsame, intelligente und 
erantwortungsbewußte Nutzung von 

r^ergie sowie die konsequente Erschlie- 
ßung erneuerbarer Energiequellen sind 
Qer beste Weg, Energieressourcen zu 
Schonen und Umweltbelastungen zu ver- 
öden. 

^ir treten für die verantwortliche Nut- 
Vn8 der Kernenergie ein. Hierzu gehört 
,e umweltverträgliche und sichere Ent- 

s°rgung der Abfallstoffe. Wir können 
'cht aus der Nutzung der Kernenergie 
^steigen, denn dies hieße auch, auszu- 

legen aus der Weiterentwicklung von 
/• ernenergietechnik und -Sicherheit. 
nternationale Umweltpartnerschaft ver- 

engt auch hier unsere Wahrnehmung 
°n Verantwortung. 

Fortgang der Diskussion 
Wir wollen das ganze Jahr 1993 zu einer 
intensiven Programmdiskussion nutzen 
und wenden uns nicht nur an unsere Mit- 
glieder, sondern auch an möglichst alle 
gesellschaftlichen Gruppen und Institu- 
tionen. Für die Diskussion des Pro- 
gramms sind zwei Phasen geplant: Bis 
zum 15. September 1993 soll ein Partei- 
grenzen überschreitender Dialog über 
den Entwurf des neuen Grundsatzpro- 
gramms geführt werden. Anfang Novem- 
ber wird der Antrag des Bundesvorstan- 
des vorliegen, der dann auf dem 5. Partei- 
tag der CDU Deutschlands vom 20. bis 
24. Februar 1994 in Hamburg abschlie- 
ßend beraten und verabschiedet werden 
soll. 

Anderungsvorschläge zum neuen 
Grundsatzprogramm bis: 15. September 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

1993 ist auch die Vorbereitungszeit 
für das Mega-Wahljahr 1994 
Auf seiner traditionellen Klau- 
sursitzung zu Anfang des neuen 
Jahres hat sich der Bundesvor- 
stand ausführlich mit der Lage 
im ehemaligen Jugoslawien 
beschäftigt. 
Wie Generalsekretär Peter Hintze auf 
einer Pressekonferenz am 15. Januar im 
Konrad-Adenauer-Haus mitteilte, hat der 
Bundesvorstand die Bundesregierung 
aufgefordert, insbesondere im Bereich 
der humanitären Maßnahmen die Hilfs- 
leistungen zu verstärken und den Einfluß 
der Bundesregierung auf die Europäische 
Gemeinschaft dahingehend geltend zu 
machen, daß auch die europäische Völ- 
kergemeinschaft insgesamt ihre Anstren- 
gungen verstärkt, um den von Krieg, Fol- 
ter und Bedrohung betroffenen Men- 
schen zu helfen. 
Der Generalsekretär weiter: In einem 
zweiten Komplex haben wir uns ebenso 
ausführlich mit der heute im Deutschen 
Bundestag behandelten Frage einer ver- 
fassungsrechtlichen Klarstellung von 
Bundeswehreinsätzen beschäftigt. Der 
Bundesvorstand begrüßte ausdrücklich 
die Einigung in der Koalition über Bun- 
deswehreinsätze bei friedenserhaltenden 
und friedensschaffenden Maßnahmen. 
Die CDU ist unabhängig davon über- 
zeugt, daß eine solche Ergänzung des 
Grundgesetzes rein rechtlich nicht erfor- 
derlich ist; wir halten sie aber politisch 
für sinnvoll. Deswegen haben wir uns 
über das gefundene Ergebnis gefreut und 
hoffen nun, daß die Sozialdemokratische 

Partei ihre Blockade aufgibt und einer 
Grundgesetzänderung ihre Zustimmung 
nicht verweigert. 
Zur Innenpolitik: Der CDU-Vorstand 
fordert eine rasche Umsetzung des Asyl- 
kompromisses. Die Absetzbewegung von 
Teilen der SPD mit Ministerpräsident 
Schröder an der Spitze, der unter dem 
Druck seiner rot-grünen Koalition han- 
delt, soll offensichtlich die Führungsfrage 
in der SPD neu aufwerfen. Der Asylkom- 
promiß darf aber nicht durch den Macht- 
kampf innerhalb der SPD gefährdet wer- 
den. 
Ein weiterer Schwerpunkt in der politi- 
schen Diskussion war der anstehende 
Solidarpakt für Deutschland. Wir hoffen 

Das Verhältnis von hohen 
Lohnersatzkosten und 
Sozialhilfe muß wieder dem 
Abstandsgebot folgen: 
Arbeit muß lohnender sein 
als die Inanspruchnahme 
von Sozialleistungen. 

sehr, daß sich die angesprochenen gesell- 
schaftlichen Kräfte, die politischen Par- 
teien, Gewerkschaften, Arbeitgeber, 
Bund, Länder und Gemeinden ihrer Ver- 
pflichtung nicht entziehen und ihren Teil 
dazu beitragen. 
Es geht um die Sicherung des Wirt- 
schaftsstandortes Deutschland in einer 
weltweit konjunkturell sehr schwierigen 
Situation. Dabei muß die Konjunktur 
West stabilisiert und der Aufbau Ost vor- 
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angebracht werden. Beides bedingt einan- 
der. 

Es muß der Grundsatz wieder gelten, daß 
*'r nicht über unsere Verhältnisse leben 
dürfen und auch nicht mehr Geld ausge- 
ben können — etwa für soziale Leistun- 
gen —, als wir einnehmen. 

W'r müssen Einverständnis bei den Tarif- 
Parteien darüber erzielen, daß die Lohn- 
Abschlüsse die wirtschaftliche Leistungs- 
kraft nicht überfordern. Das bedeutet 
e>nen geringeren Lohnanstieg West und 
^'ne Korrektur der Lohnangleichung Ost, 
d>e der Produktivität nicht derartig voran- 
stürmen darf, wie das bisher vereinbart 
*ar. 

^Uch muß das Verhältnis von Lohn, 
L°hnersatzleistungen und Sozialhilfe 
J^eder dem Abstandsgebot folgen. Das 
pißt: Arbeit muß lohnender sein als die 
"anspruchnahme von Sozialleistungen. 
er Mißbrauch von Sozialleistungen 
uß entschieden bekämpft werden. 

W" werden alle Leistungen auf den Prüf- 
end stellen, wobei ich noch einmal 
j^gen möchte, daß die Rente als Alters- 
°hn für die Lebensleistung nicht zur Dis- 
position steht und auch nicht angetastet 
w'rd. 

""sind zu den notwendigen Einsparun- 
gen bereit, wir haben uns aber im Bun- 

orstand darauf verständigt, daß es 
e globalen Kürzungen nach der 

desv 
kein 

asenmähermethode geben wird. Der 
°lidarpakt soll uns wetterfest gegen die 
"bilden der Weltkonjunktur machen. 

^eshalb muß alles auf die Förderung der 
achstumskräfte und die Sicherung der 
oeitsplätze ausgerichtet sein. Steuerer- 

°nungen wären hier kontraproduktiv. 

Jak politische Arbeit der CDU für das 
d*hr 1993: Das Jahr 1993 ist für die CDU 

s Jahr der Grundsatzdiskussionen, aber 
ch die Vorbereitungszeit für das Mega- 
ah'jahr 1994 mit seinen 19 Wahlen. 

Im Jahr 1993 wird die CDU drei Themen 
in den Mittelpunkt der Arbeit stellen: 
• Das Thema Wirtschaft wollen wir auf 
unserem Kleinen Parteitag am 18. Juni 
zum Schwerpunktthema machen. 
• Der Kampf gegen die Kriminalität wird 
ein Schwerpunktthema des Bundespartei- 
tages in Berlin vom 12. bis 14. September 
sein. Dabei werden wir auch die Diskus- 
sionsprozesse, die derzeitig auf verschie- 
denen Landesparteitagen laufen, in die 
Arbeit der Bundespartei aufnehmen. 
• Bildungspolitik: Wir veranstalten in der 
Schlußphase des hessischen Kommunal- 
wahlkampfes am 4. und 5. März in Wies- 
baden einen bundesweiten Bildungskon- 
greß, der eine Vorlage für ein bildungspo- 
litisches Programm auf dem Bundespar- 
teitag in Berlin erarbeiten soll. 
Zur Grundsatzdiskussion: 
1978 haben wir unser derzeitig geltendes 
Grundsatzprogramm in Ludwigshafen 
beschlossen. Seit seiner Verabschiedung 
sind 15 Jahre vergangen. Mit einem 
neuen Grundsatzprogramm wollen wir 
auf die neuen Fragen antworten, die sich 
in einem wiedervereinten Deutschland 
und in einer dramatisch sich verändern- 
den Welt stellen. 
Wir wollen darüber diskutieren, wie wir 
von unseren Grundsätzen her unsere 
Politik zu Ende dieses Jahrhunderts anle- 
gen wollen. Wir müssen dabei auch Ant- 
worten auf Entwicklungen geben, die 
schon vor den revolutionären Ereignissen 
von 1989/1990 eingesetzt haben. 
Ich denke an die veränderten und sich 
verändernden Einstellungen zu Werten 
und Werteordnung, an die Pluralisierung 
und Individualisierung der Lebensstile, 
an neue soziale Fragen, an den Struktur- 
wandel im Wirtschafts- und Arbeitsleben, 
an die Veränderungen im Altersaufbau 
der Bevölkerung und an die Spannung 
zwischen Bildungs- und Beschäftigungs- 
system. 
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Wolfgang Schäuble: 

Wir müssen uns auf die Aufgaben 
in diesem Jahr konzentrieren 
Brief des Fraktionsvorsitzen- 
den zum Jahreswechsel an 
die Mitglieder der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Zum Beginn des neuen Jahres möchte 
ich Ihnen danken für die freundschaft- 
liche Zusammenarbeit, mit der wir im 
vergangenen Jahr viele schwierige Auf- 
gaben meistern konnten. Wir haben im 
vereinten Deutschland aus sehr unter- 
schiedlichen Bindungen und Problem- 
stellungen zur Gemeinsamkeit gefun- 
den. 

Diese Kraft zur Einheit werden wir brau- 
chen, denn Zukunftsängste und Unsi- 
cherheiten prägen das Meinungsklima 
stärker als in den zurückliegenden zehn 
Jahren. Das hat mit den Veränderungen 
und Widersprüchen zu tun, die sich in 
Deutschland, Europa und weltweit seit 
1989 mit sich beschleunigender Dynamik 
vollziehen. Hinzu kommt der besorgniser- 
regende Mangel an Vertrauen in eta- 
blierte Parteien und Institutionen. 

Dieser Befund wird dadurch nicht besser, 
daß er Regierung und Opposition glei- 
chermaßen betrifft und daß das nicht nur 
in Deutschland, sondern ganz ähnlich in 
fast allen westlichen Demokratien festzu- 
stellen ist. 

Schwierigkeiten bei der Vollendung der 
deutschen Einheit, vielfältige Risiken und 

Auseinandersetzungen bis zu militäri- 
schen Konflikten fast überall, wo noch 
vor kurzem der Sowjetkommunismus 
herrschte, rezessive Tendenzen in der 
wirtschaftlichen Entwicklung in allen 
Industrieländern, Überforderung des 
modernen Sozialstaates bei abnehmender 
innerer Kohärenz der freiheitlichen 
Demokratien — was immer die Ursachen 
im einzelnen sein mögen, die Fülle der 
politischen Probleme und Aufgaben, die 
sich gleichzeitig stellen, erfordert, daß w»f 

uns vorrangig mit den wirklich existen- 
tiellen Fragen beschäftigen. 

Gelegentlich kann man sich des 
Eindrucks nicht erwehren, daß 
manche der zu sehr üblich geworde- 
nen Aufgeregtheiten und Spiele- 
reien den Herausforderungen unst" 
rer Zeit nicht gerecht werden. 

Um unserer Verantwortung und unserem 
Führungsauftrag gerecht zu werden, müS' 
sen wir uns konzentrieren — und dies ufl1 

so mehr, als die Hälfte der Legislaturpe- 
riode bereits hinter uns liegt und der 
Gestaltungsspielraum 1994 bei 10 Kom- 
munalwahlen, 7 Landtagswahlen, der 
Europawahl und der Bundestagswahl 
sehr begrenzt sein wird. Aus all diesen 
Gründen wird 1993 an uns besondere 
Anforderungen stellen. 

— Angesichts einer besorgniserregen- 
den Zunahme von Extremismus, Gewalt' 
taten, Drogenmißbrauch, Kriminalität 
gilt es, den freiheitlichen Rechtsstaat zu 
stärken. Mit der Vereinbarung zur Asyl' 
politik, zu der wir die SPD nach jahrein' 
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§er Verweigerung endlich vor Weihnach- 
ten bewegen konnten, eröffnet sich eine 
Chance, zunehmender Staatsverdrossen- 
heit entgegenzuwirken, die viele Bürger 
enipfanden wegen der Unfähigkeit, den 
offenkundigen Mißbrauch des Asylrechts 
Wirkungsvoll zu bekämpfen. 
S° kann auch die Grundlage für ein 
freundliches Miteinander von Deutschen 
und ausländischen Mitbürgern wieder 
verbessert werden. Die Vereinbarung 
ttiuß unverzüglich gesetzgeberisch wie im 
Praktischen Vollzug umgesetzt werden, 
^ern ebenso haltlosen wie durchsichtigen 
Versuch des niedersächsischen Minister- 
Präsidenten Schröder, die Verwirklichung 
°-er Beschlüsse zu verzögern und dafür 
dem Bundesinnenminister die Verantwor- 
lung zuzuschieben, treten wir mit Ent- 
schiedenheit entgegen, 
y^r haben verabredet, die notwendigen 
Gesetzentwürfe als Fraktionsinitiative 
|enieinsam einzubringen, und dafür den 

Undesinnenminister um Formulierungs- 
Jjjlfe gebeten. Es ist verdienstvoll, daß er 
dles so schnell getan hat. 
Weniger verdienstvoll ist, daß zwar Kol- 
ben aus den Koalitionsfraktionen 
^mittelbar nach Weihnachten schon für 

Spräche zur Verfügung standen, nicht 
at)er die SPD. 

Die Sozialdemokraten sollten sich 
Qicht schon wieder klammheimlich 
aus den getroffenen Vereinbarun- 
gen verabschieden. 

^°enso dringlich bleibt die Bekämpfung 
, n Extremismus, organisiertem Verbre- 
nn und allgemeiner Kriminalität. Die 
^Hzeien von Bund und Ländern brau- 
en die notwendigen gesetzlichen 

^frurnentarien. Das reicht von der Ver- 
härtung des Haftrechts bis zum Einsatz 
^chnischer Mittel auch in Wohnungen. 

lne Grundgesetzänderung ist hierzu not- 
endig, und je schneller die SPD auf die- 

sem Gebiet handlungsfähig wird, um so 
eher können wir gefährliche Entwicklun- 
gen wirkungsvoller bekämpfen. Minde- 
stens ebenso wichtig bleibt für die Polizei 
der unentbehrliche Rückhalt von Öffent- 
lichkeit und Politik, um inneren Frieden 
und Sicherheit gewährleisten zu können. 

 Nach dem Ende des Ost-West- 
Gegensatzes ist — wie das ehemalige 
Jugoslawien jeden Tag schrecklich belegt 
— Krieg in Europa wieder möglich 
geworden. Die Pflicht, Frieden und Frei- 
heit zu sichern, muß vielfältige Risiken 
und im einzelnen schwer vorhersehbare 
Entwicklungen bedenken. 

Nur wenn die zivilisierte Völkerge- 
meinschaft jeden, der militärische 
Mittel zur Durchsetzung politischer 
Ziele einsetzen möchte, davon über- 
zeugt, daß er auf entschiedenen, 
überlegenen Widerstand stoßen 
wird, bleibt der Friede sicher. 

Wir Deutsche werden uns, nachdem wir 
Einheit und Souveränität wiedererlangt 
haben, dabei nicht verweigern können. 
Friedensfähigkeit heißt für uns mehr 
denn je Bündnisfähigkeit. Deshalb wer- 
den wir uns an friedenserhaltenden wie 
friedensschaffenden Maßnahmen der 
Vereinten Nationen, des Atlantischen 
Bündnisses oder eines Europäischen 
Streitkräfteverbundes beteiligen müssen. 
Nach unserer Überzeugung ist das durch 
Art. 24 GG verfassungsrechtlich geregelt. 
Solange die verfassungsrechtliche Grund- 
lage aber bestritten wird, bleibt eine Klar- 
stellung notwendig — die besser durch 
eine Einigung in Bonn als durch eine Ent- 
scheidung in Karlsruhe herbeigeführt 
wird. Dazu hat die Koalition mit ihrer 
Vereinbarung vom 23. 12. 1992 die SPD 
eingeladen. Die Verantwortung liegt nun 
allein bei der SPD, durch eine Einigung 
über den Einsatz der Bundeswehr bei 
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friedenserhaltenden und friedensschaf- 
fenden Maßnahmen eine Entscheidung 
in Karlsruhe entbehrlich zu machen. 

Eine Beschränkung der Einsatz- 
möglichkeiten etwa nur auf Blau- 
helm-Einsätze kommt dabei für uns 
nicht in Frage, weil wir so weder 
bündnisfähig bleiben noch unserer 
Verantwortung für den Frieden 
gerecht werden könnten. 

Die Sicherung von Frieden und Frei- 
heit nach innen und außen, das sind die 
Grundforderungen, die die staatliche 
Gemeinschaft erfüllen und für die sie von 
ihren Bürgern notfalls auch Opfer for- 
dern muß. In einer Welt, in der Grenzen 
nicht mehr so trennen, aber auch nicht 
mehr so vor den Auswirkungen von Pro- 
blemen in anderen Teilen dieser Erde 
schützen, heißt das, unsere globale Ver- 
antwortung stärker wahrzunehmen. Dies 
gilt auch und vor allem in der Umweltpo- 
litik, die selbst in wirtschaftlich schwieri- 
gen Zeiten nicht an Bedeutung verlieren 
darf. 
Wir werden uns in den nächsten Wochen 
mit den Grundfragen der Energiepolitik 
beschäftigen und damit, wie der in Rio 
gesetzte Anfang einer globalen Umwelt- 
verantwortung durch konkrete nationale 
wie internationale Schritte fortgeführt 
werden kann. Solange wir weltweit auf 
Kernenergie nicht verzichten können, ist 
dabei mit Ausstiegsszenarien wenig 
geholfen. 
Globale Verantwortung heißt, daß die 
Industrieländer der nördlichen 
Hemisphäre ihre Entwicklungshilfe ver- 
stärken müssen, um ein stabiles Gleichge- 
wicht für unseren Globus zu finden, der 
aus den Fugen zu geraten droht. Dazu 
gehört auch, daß wir unsere Flüchtlings- 
und Katastrophenhilfe verstärken und 
durch eine wirksame Koordinierung aller 

staatlichen Zuständigkeiten und gesell- 
schaftlichen Initiativen ihre Effizienz ver- 
bessern müssen. 
Ein Staatssekretär als Beauftragter der 
Bundesregierung, der alle Ressortzustän- 
digkeiten bündelt, würde dafür ein geeig- 
neter Ansatz sein. 

Ohne verstärkte weltweite Verant- 
wortung und Hilfe werden dramati- 
sche Wanderungsbewegungen gewiß 
nicht zu vermeiden sein. 

All dies überfordert die Kräfte jedes 
einzelnen Staates, und deshalb bleibt die 
europäische Einigung unsere vorrangige 
Aufgabe. Zum 1. Januar 1993 ist der 
große einheitliche Europäische Binnen- 
markt verwirklicht worden. Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl hat dafür wie für das 
Zustandekommen des Maastricht-Vertra- 
ges entscheidend die Weichen gestellt. 
Europas Einigung jetzt, nach dem Ende 
der Ost-West-Teilung, unumkehrbar zu 
machen, ist die richtige Antwort auf die 
geschichtliche Herausforderung. Ein ve-f' 
eintes Europa ist für uns der beste Stabil'' 
tätsanker, um in einer sich rasch ändern- 
den Welt voller Gefahren und Konflikte 
Frieden und Freiheit zu sichern. 
Mit der vereinbarten Grundgesetzände- 
rung zu Art. 16 GG können wir die 
Abkommen von Schengen und Dublin i" 
Kraft setzen, so daß die Ratifizierungs- 
verfahren kurzfristig abgeschlossen wer- 
den können. 
Nach der Ratifizierung des Maastricht- 
Vertrages bleibt für uns eine gemeinsam* 
Außen- und Sicherheitspolitik, damit 
Europa in den existentiellen Fragen end- 
lich handlungsfähig wird, ebenso vorra0' 
gig wie eine europäische Verfassung, d,e 

das Subsidiaritätsprinzip durch klare 
Kompetenzzuweisungen an die versch»e' 
denen Ebenen und eine stärkere Rolle 
des Europäischen Parlaments des verein' 
ten Europa durchsetzt. 
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Europa muß eine gedeihliche Ent- 
wicklung der Reformstaaten im 
Osten zu Demokratie und sozialer 
Marktwirtschaft sicherstellen, weil 
Europa nicht an der Ostgrenze des 
vereinten Deutschlands enden darf. 

9 __ Die Überwindung der Folgen von 
40 Jahren Teilung und Sozialismus muß 
uns zuerst in Deutschland gelingen. Der 
Aufbau Ost muß auch in schwierigerer 
Konjunkturlage Vorrang vor dem weite- 
ren Ausbau im Westen haben. Mit den 
Beschlüssen von Erfurt und Leipzig im 
Ergangenen August hat die Fraktion 
Nichtige Impulse für einen schnelleren 
Wirtschaftlichen Aufbau in den neuen 
Bundesländern gesetzt — von der 
Beschleunigung und Entschlackung der 
Genehmigungsverfahren über die effekti- 
vere Förderung von Mittelstand und 
W°hnungsbau bis zur Bewältigung der 
"nanziellen Belastungen im Rahmen 
e,nes Solidarpakts. 
ü'e wirtschaftliche Lage ist weltweit — 
aUch in Westdeutschland — schwieriger 
Seworden. Unsere Wirtschafts-, Finanz- 
Und Sozialpolitik muß sich auf die Förde- 
!"Un8 von Wachstum und Beschäftigung 
*°nzentrieren und eine Überforderung 

nserer gesamtwirtschaftlichen Lei- 
tungskraft vermeiden. 

•e Wettbewerbsfähigkeit unserer Volks- 
w,rtschaft hängt nicht nur mit stabilen 
nd vertrauensbildenden wirtschafts- und 
lnanzpolitischen Rahmenbedingungen 
Usammen, sondern auch mit den wichti- 

*en Entscheidungen im Bereich der Tech- 
0,pgie, der Energie- und der Verkehrs- 

P°'itik, des Umweltschutzes und der 
e,ekommunikation. Diese fünf Aufga- 
enbereiche sind eng miteinander ver- 

*ahnt. 
lr Werden diesen Strukturfragen der 

fernen Technik- und Wirtschaftsent- 
»cklung große Aufmerksamkeit widmen 

und müssen in diesem Jahr Postreform 
und die Bahnreform durchsetzen. Die 
zweite Stufe der Unternehmenssteuerre- 
form muß so rasch wie möglich in Kraft 
gesetzt und die gesamtstaatliche Neuver- 
schuldung zurückgeführt werden. 

Dazu müssen Länder und Gemein- 
den die im Finanzplanungsrat ver- 
abredete Begrenzung ihrer Ausga- 
benzuwächse ebenso einhalten, wie 
wir das im Bundeshaushalt gemein- 
sam durchgesetzt haben. 

Weitere einschneidende Sparbeschlüsse 
werden unausweichlich sein, um kurzfri- 
stig zusätzliche Mittel für den Aufbau Ost 
verfügbar zu machen. Wir haben verspro- 
chen, dazu kurzfristig einen Nachtrags- 
haushalt aufzustellen. Daran werden wir 
uns halten. Und deshalb ist auch nie- 
mand autorisiert, für die Fraktion vorab 
diese oder jene Sparüberlegung für tabu 
zu erklären. 
Der Bundesfinanzminister kann sich auf 
die Unterstützung der Fraktion bei der 
Durchsetzung der gemeinsam im Juni wie 
im Herbst verabredeten Konsolidierungs- 
strategie verlassen. 
Zugleich muß Klarheit geschaffen wer- 
den, wie ab 1995 ein Finanzvolumen von 
annähernd 100 Milliarden DM jährlich 
— Einbeziehung der neuen Länder in 
den Bund/Länder-Finanzausgleich, 
Rückführung der Neuverschuldung in 
den Haushalten der neuen Länder, Über- 
führung der Altlasten von 40 Jahren 
SED-Herrschaft in die ordentlichen 
Haushalte — dauerhaft bewältigt werden 
kann. Keiner kann sich seiner Verantwor- 
tung entziehen. 
Deshalb erwarten wir, daß die Gespräche 
über den Solidarpakt zügig zum 
Abschluß gebracht werden, damit wir in 
den beiden Januar-Sitzungswochen in der 
Fraktion die notwendigen Entscheidun- 
gen erarbeiten können. 
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Schon diese wenigen Bemerkungen 
zeigen, welche schwierigen und weit- 
tragenden Entscheidungen wir in den 
kommenden Wochen zu treffen ha- 
ben. Je schneller, klarer und ge- 
schlossener wir dies zustande brin- 
gen, um so besser werden unsere 
Chancen sein, die Probleme zu mei- 
stern und zugleich den wachsenden 
Verdruß vieler Menschen an einem 
Bild von Politik entgegenzuwirken, 
an dessen Zustandekommen wir alle 
in Bonn nicht ganz unbeteiligt sind. 

Die Reaktion nicht nur der Sozialdemo- 
kraten auf die Veröffentlichung von Prüf- 
listen für Einsparungen, von denen doch 
jeder weiß, daß sie im Prinzip ganz unver- 
meidlich sind, zeigt, daß manche noch 
nicht begriffen haben, daß die Zeit zu 
ernst ist für parteitaktische Spielereien 
von der Art, mit der Lafontaine schon 
1990 gescheitert ist. 
Unser Volk weiß, daß wir nicht auf 
Dauer über unsere Verhältnisse leben 

können — was wir mit zu hohen Lohnko- 
sten, zu niederen Arbeitszeiten, zu hohen 
Zinsen, zu viel Fehlsteuerung von Sozial- 
leistungen, zu wenig Effizienz und 
Kostenbewußtsein in öffentlichen Ver- 
waltungen, zu langen Genehmigungszei- 
ten und zu viel Modernitätsverweigerung 
ganz offensichtlich tun. 
Je ehrlicher wir das aussprechen und je 
konsequenter wir daraus die notwendigen 
Schlüsse ziehen, um so mehr wird uns das 
Vertrauen zuwachsen, ohne das auch ein 
moderner Sozialstaat in einer Zeit struk- 
tureller Veränderungen nicht stabil 
geführt werden kann. 

Die Union als die größte Fraktion 
im Deutschen Bundestag und die 
Koalition von CDU/CSU und FDP 
sind vom Wähler in besondere Ver- 
antwortung gestellt. Ich freue mich 
darauf, mit Ihnen gemeinsam in den 
kommenden Monaten weiter daran 
zu arbeiten, diesem Auftrag gerecht 
zu werden. 

Kampf einsätze der Bundeswehr 
CDU/CSU und FDP wollen Artikel 
24 Absatz 2a des Grundgesetzes neu 
fassen: 

„Streitkräfte des Bundes können unbe- 
schadet des Artikels 87a eingesetzt 
werden 
1. bei friedenserhaltenden Maßnahmen 
gemäß einem Beschluß des Sicherheits- 
rates oder im Rahmen von regionalen 
Abmachungen im Sinne der Charta der 
Vereinten Nationen, soweit ihnen die 
Bundesrepublik Deutschland angehört, 

2. bei friedensherstellenden Maßnah- 
men auf Grund der Kapitel VII und 

VIII der Charta der Vereinten Natio- 
nen gemäß einem Beschluß des Sicher- 
heitsrates, 
3. in Ausübung des Rechtes zur kollekti- 
ven Selbstverteidigung gemäß Artikel 
51 der Charta der Vereinten Nationen 
gemeinsam mit anderen Staaten im 
Rahmen von Bündnissen und anderen 
regionalen Abmachungen, denen die 
Bundesrepublik Deutschland angehört. 
Diese Einsätze bedürfen in den Fällen 
der Nummern 1 und 2 der Zustimmung 
der Mehrheit, im Fall der Nummer 3 
der Zustimmung von zwei Dritteln der 
Mitglieder des Bundestages." 
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Die Bundeswehr muß sich an 
Maßnahmen zur Sicherung des 

Friedens beteiligen können 

Seit Ende des 2. Weltkriegs sind mehr 
Menschen durch Kriege ums Leben 
^kommen als im 2. Weltkrieg mit sei- 
len furchtbaren Verlusten. Und mit 
j*em Ende des Ost-West-Konflikts ist 
Krieg leider auch wieder mitten in 
Europa möglich geworden. 

Ehrend wir hier debattieren, wird ein 
Paar hundert Kilometer von uns entfernt 
^ ehemaligen Jugoslawien ein entsetzli- 
ner Krieg geführt, in dem die Menschen- 
Jctoe mit Füßen getreten werden. Wir 
je sind Zeugen und keiner wird sagen 
ötlnen, er habe nichts gewußt. Und die- 

^e[ elende Krieg darfauch nicht 
fechte Schule machen. 
^ °8lichkeiten für weitere gewalttätige 

°nflikte gibt es zuhauf überall, wo der 
talitäre Sozialismus das friedliche, frei- 

ye,tHche, föderale Aufarbeiten von 
°Iksgruppen-, Minderheiten-, religiösen 

j °nflikten verhindert hat. Das kann 
'eht in neuen diktatorischen Strukturen 

v   
en» die durch Aggression nach außen 

rsucht sein könnten, von ihrer Unfähig- 
I     2ur Lösung innerer Probleme abzu- 
p ken. Das war schon oft so in der 
^schichte. 

luki 
^ die Waffenarsenale — auch 

eafe — sind dafür in der Erbmasse 
r .s ^hemaligen Sowjetimperiums über- 
c,cn vorhanden. 
° b)eibt der Friede gefährdet und - 

d bindest in Europa - unteilbar. Und 
s heißt, daß in Zukunft jeder, der zur 

Durchsetzung politischer Ziele militäri- 
sche Mittel anwenden möchte, überzeugt 
werden muß, daß das nicht lohnt, weil er 
auf entschiedenen, überlegenen Wider- 
stand der zivilisierten Völkergemein- 
schaft stößt — wenn Sie so wollen, eine 
Strategie de dissuasion — der französi- 
sche Begriff gefällt mir besser als das 
deutsche Wort „Abschreckung" — bezo- 

Debattenbeitrag des Frak- 
tionsvorsitzenden Wolfgang 

Schäuble aus Anlaß der 
Koalitionsinitiative zur 
Änderung von Art. 24 

Grundgesetz am 15. Januar 
im Deutschen Bundestag 

gen auf unsere so multipolar gewordenen 
Friedensgefährdungen. 

Weil Friede unteilbar ist, es also 
auch um unsere eigene Sicherheit 
geht, müssen wir uns daran beteili- 
gen, mit gleichen Rechten und 
Pflichten. Friedenssicherung heißt 
Bündnisfähigkeit, mehr denn je, 
und so definiert sich heute der Ver- 
teidigungsauftrag der Bundeswehr. 

Und genauso müssen wir die Bemühun- 
gen der Vereinten Nationen unterstützen 
und fördern, Frieden zu wahren und Frie- 
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den zu schaffen. Auch wenn wir von 
einem Gewaltmonopol der Vereinten 
Nationen noch weit entfernt sind, von 
dem ja im übrigen auch die Charta der 
Vereinten Nationen ausdrücklich nicht 
ausgeht, so sollten wir uns doch an dem 
beteiligen, was die UNO zur Friedens- 
wahrung und Konfliktbewältigung leistet 
und leisten könnte, beteiligen mit glei- 
chen Rechten und Pflichten. 

Jedenfalls wird es Frieden und Freiheit 
auch in Zukunft nicht zum Nulltarif 
geben. Und nachdem wir Einheit und 
volle Souveränität wiedererlangt haben, 
erwarten Europa und die Weltgemein- 
schaft von uns, daß wir unseren Beitrag 
wie alle anderen nicht verweigern. Wir 
haben über 40 Jahre lang gut damit 
gelebt, daß für Krieg und Frieden letzt- 
lich andere zuständig waren, über die wir 
uns dann notfalls noch entrüsten und 
gegen die wir demonstrieren konnten. 
Damit ist es jetzt vorbei. 

Und deshalb müssen wir jetzt die 
Voraussetzungen schaffen, daß sich 
auch unsere Bundeswehr an kollek- 
tiven Maßnahmen zur Sicherung 
des Friedens beteiligen kann. 

Verfassungsrechtlich ist das nach unserer 
Überzeugung und nach der ganz überwie- 
genden Meinung in der Rechtswissen- 
schaft durch Art. 24 GG hinreichend 
geregelt. Aber wir haben immer gesagt, 
daß wir vor einer Entscheidung über 
einen Einsatz der Bundeswehr eine Klar- 
stellung für wünschenswert halten. 

Deswegen hat die Koalition der SPD 
Gespräche angeboten über eine klarstel- 
lende Verfassungsänderung, um die ver- 
fassungsrechtlichen Fragen außer Streit 
zu stellen. Wir lassen uns dabei auch von 
der Überzeugung leiten, daß wir besser in 
Bonn entscheiden, als den Streit nach 
Karlsruhe zu verlagern. Die SPD hat eine 

Gesetzesinitiative der Koalition zur Vor- 
bedingung für Gespräche gemacht. 
Diese Bitte wird hiermit erfüllt, und nun 
darf die SPD sich nicht mehr verweigern. 
Mit unserem Vorschlag zur Ergänzung 
von Art. 24 GG wollen wir klarstellen, 
daß unbeschadet des Art. 87a GG die 
Streitkräfte des Bundes auch eingesetzt 
werden können bei friedenserhaltenden 
und friedensherstellenden Maßnahmen 
aufgrund entsprechender Beschlüsse des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen. 
Und darüber hinaus auch in Ausübung 
des Rechtes zur kollektiven Selbstvertei- 
digung, wie es in Art. 51 der Charta der 
Vereinten Nationen festgelegt ist. 
Kollektive Selbstverteidigung der VN- 
Charta heißt, daß jedes Mitglied der Ver- 
einten Nationen einem anderen angegrif- 
fenen Mitglied auf dessen Bitte zur Hilfe 
kommen kann, bis der Sicherheitsrat, 
dem diese Maßnahmen sofort anzuzeigen 
sind, die erforderlichen Maßnahmen 
getroffen hat. 

Wir schlagen vor, daß wir darüber 
hinaus einschränkend festlegen, 
daß wir eine solche Maßnahme nie' 
mals allein, sondern immer nur 
gemeinsam mit anderen verbünde- 
ten Staaten leisten dürfen. Auch 
dies drückt aus, daß wir den Frie- 
den durch unsere Einbindung in 
Bündnisse sicher halten wollen. 

Die Sozialdemokraten sollten unseren 
Vorschlag nicht ablehnen. Sie haben auc 

keinen sachlich tragfähigen Grund dafüf 

Die Beschränkung auf Blauhelm-Ein- 
sätze, wie sie von manchen vertreten      , 
wird, macht schon lange keinen Sinn, ufl 

die Trennung von Blauhelm- und ande- 
ren Einsätzen ist durch die tatsächliche 
Entwicklung überholt und obsolet. 

Das hat auch Ihr Vorsitzender, der Kol- 
lege Klose, dieser Tage wieder ausdrücK' 

j 
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lch eingeräumt. Derartige Abgrenzungen 
jnd nicht nur eher akademisch, sondern 

S'e vermitteln auch den falschen Ein- 
J^ck, als wären Blauhelm-Einsätze eher 
gefährlich — was angesichts der Blau- 
elm-Aktion in Bosnien-Herzegowina 

re,chlich unverantwortlich ist. 
nd in einer Bürgerkriegssituation wie in 
°nialia ist es mit der bloßen Anwesen- 
e,t fremder Truppen auch nicht getan, 

/jndern ein solcher Einsatz hilft den 
enschen nur, wenn man sie auch vor 

Gewalt schützt und die Gewalt bekämpft. 

NO-Generalsekretär Boutros-Ghali hat 
jj seinem Bonn-Besuch in dieser Woche 
fentlich an uns Deutsche appelliert, 

^sere Pflichten aus der UNO-Charta, 
'^schließlich militärischer Einsätze, voll- 
andig wahrzunehmen, und er hat dabei 
nz ausdrücklich auch „friedenserzwin- 
"de Maßnahmen" angesprochen. 

Pr
er außenpolitische Sprecher der SPD- 

rfktion hat daraufhin erklärt, man 
Q,Sse über diese Wünsche von Boutros- 
^. a'i neu reden, und er hat darauf hinge- 
<j esen, daß Präsident und Vizepräsident 
£ r Sozialistischen Internationale, Willy 
Jandt, und Boutros-Ghali in dieser 

§e seinerzeit einer Meinung waren. 

Die SPD sollte dies als Chance 
*um Umdenken nutzen. Und was 
ps Recht auf individuelle und kol- 
,ektive Selbstverteidigung anbe- 
r|fft, so können Sie unserem Vor- 

schlag schon deshalb zustimmen, 
**H wir ja solche Einsätze an die 
Voraussetzung der Zustimmung 
e|ner Zweidrittelmehrheit der Mit- 
glieder des Bundestages binden wol- 
len» d. h. wir wollen solche Ent- 
kleidungen nur im Einvernehmen 
JJ't der großen Oppositionsfrak- 
l,on. 

Die Sache ist zu wichtig, als daß sie zu 
parteitaktischen Spielereien mißbraucht 
werden darf. Es geht um die Handlungs-, 
Bündnis- und Friedensfähigkeit der Bun- 
desrepublik Deutschland, und da darf 
sich keiner verweigern. Und unsere Sol- 
daten haben Anspruch auf Klarheit, Soli- 
darität und Konsens aller politischen und 
gesellschaftlichen Kräfte. 

Wir alle wollen die Vereinten Nationen 
stärken, und deshalb sind Entscheidun- 
gen ohne Beschlüsse des Sicherheitsrates 
nicht das, was wir als Regelfall anstreben. 
Im Gegenteil! Aber uns durch eine Ver- 
fassungsänderung darauf einzuschrän- 
ken, würde gegen unsere Bündnisver- 
pflichtungen verstoßen und würde uns 
international und europäisch isolieren. 

Das kann niemand verantworten, und 
weil im Einzelfall ohne Ihre Stimmen 
eine Entscheidung nicht möglich ist, kön- 
nen Sie unserer klarstellenden Initiative 
auch bei Respekt vor den Beschlüssen 
Ihres Parteitages zustimmen. 

Da Verläßlichkeit und Berechenbarkeit 
der Bundesrepublik Deutschland für die 
Sicherung von Frieden und Freiheit ent- 
scheidend wichtig ist, will ich ausdrück- 
lich betonen, daß durch die vorgeschlage- 
nen Formulierungen die Voraussetzungen 
für den Einsatz der Bundeswehr zur Ver- 
teidigung des NATO- und WEU-Gebie- 
tes gegenüber der geltenden Rechtslage 
nicht verändert werden sollen und 
dürfen. 

Keiner will Soldaten der Bundeswehr 
leichten Herzen in gefährliche Einsätze 
entsenden. Niemand verfügt leichtfertig 
über Leben und Gesundheit unserer Sol- 
daten. Es gehört zum Ernst dieser 
Debatte, daß wir uns darüber einig sind. 
Aber zur Wahrheit gehört auch, daß der 
Friede gefährdet bleibt und daß er auch 
unteilbar bleibt. • 
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Entsorgungswirtschaft Testfall 
für unsere Wirtschaftsordnung 
Im Zusammenhang mit dem Verfahren 
des Bundeskartellamtes gegen das 
„Duale System" erklärte der Vorsit- 
zende der CDU-Grundsatzprogramm- 
Kommission, Reinhard Gönner, Parla- 
mentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Justiz, zu den ord- 
nungspolitischen Wettbewerbsgrund- 
sätzen der CDU: 

Das Verfahren des Bundeskartellamtes 
gegen das „Duale System" begrüße ich 
sehr. Die Sorge des Kartellamtes, daß auf 
den Entsorgungsmärkten monopolisti- 
sche Strukturen entstehen, erscheint auch 
mir begründet. Zu Recht beklagt der Prä- 
sident des Bundeskartellamtes, daß Län- 
der und Kommunen etwas sorglos mit 
den Konsequenzen für den Wettbewerb 
umgehen. 

Das gilt insbesondere für die Energiever- 
sorgungsunternehmen, an denen Länder 
und Kommunen beteiligt sind, die sich 
inzwischen außerordentlich expansiv als 
Entsorgungsunternehmen betätigen und 
viele mittelständische Entsorgungsunter- 
nehmen vom Markt verdrängen oder auf- 
kaufen. 

Die damit zusammenhängenden Pro- 
bleme sind nicht nur eine kartellrechtli- 
che Frage, sondern ein ordnungspoliti- 
sches Grundsatzproblem. Der Wettbe- 
werb ist das grundlegende Ordnungsprin- 
zip unserer Wirtschaftsordnung. Damit 
ist grundsätzlich unvereinbar, daß der 
Staat selbst zur Beschränkung des Wett- 
bewerbes beiträgt. Insbesondere darf die 
öffentliche Hand sich grundsätzlich nicht 
selbst als privatwirtschaftlicher Unterneh- 
mer betätigen und schon gar nicht — wie 
es jetzt aber im Bereich der Entsorgungs- 

wirtschaft geschieht — sich an monopol- 
ähnlichen Unternehmensstrukturen bete'' 
ligen. 
DieCDU-Grundsatzprogramm-KommiS' 
sion tritt dafür ein, daß die öffentliche 
Hand grundsätzlich alle ihre Beteiligun- 
gen im Bereich Industrie und Dienstlei- 
stungen privatisiert. In einigen westliche'1 

Bundesländern geschieht heute das glatt« 
Gegenteil: Nachdem in den 70er Jahren 

viele Städte und Kommunen ihre Müllab' 
fuhr privatisiert haben, entstand eine 
breite, mittelständisch geprägte Wettbe- 

Die Verdrängung mittelstän- 
discher Entsorgungsunter- 
nehmen ist nicht nur eine 
Kartellrechtliche Frage, son- 
dern ein ordnungspolitisches 
Grundsatzproblem. 

werbsstruktur im Bereich der Entsor- 
gungswirtschaft. 
In den letzten Jahren ist dagegen klarn"1 

heimlich eine indirekte, stille Kommufl3 

lisierung der Entsorgungswirtschaft 
erfolgt — und diese Entwicklung hält «J 
Die beiden wohl größten EntsorgungsU, 
ternehmen sind RWE und VEW - z*e' 
Energieversorgungsunternehmen, die 
mehrheitlich sich in kommunaler Hand 
befinden! Das RWE hat in den letzten ^ 
Jahren rund 70 Entsorgungsunternehn^ 
aufgekauft oder sich daran beteiligt un 
ist bundesweiter Branchenführer. 
Das bedeutet: Ein Unternehmen, das v 
der Stimmenmehrheit der öffentlichen 
Hand bestimmt wird, betreibt faktisch ° 
Schaffung von regionalen Entsorgung5' 

j 
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monopolen, verdrängt den Wettbewerb 
|*nd mittelständische Strukturen und 
£°rnmunalisiert auf diese Weise Aufga- 

en, die einige Jahre zuvor von den Kom- 
munen privatisiert worden waren. 

fcine derartige ordnungspolitische Rolle 
^ckwärts ist unter den Gesichtspunkten 

es Wettbewerbs nicht zu verantworten. 
abei handelt es sich nicht nur um ein 

*artellrechtliches Problem, sondern um 
^ine Frage des politischen Willens der 
l,mmenmehrheit in diesen Unterneh- 

men. 

D»e VEW befinden sich ebenfalls auf 
lnem stark expansiven Weg in der Ent- 

SOrgungswirtschaft. Mit der beabsichtig- 
en mehrheitlichen Beteiligung an einem 
&roßen westfälischen Entsorgungsunter- 

ehmer erwartet auch VEW einen 
^satz von etwa 1,3 Milliarden DM in 

lesem Bereich. Auch hier gilt, daß ein 
•Hernehmen, das sich mehrheitlich in 

r ^ntlicher Hand befindet, an der indi- 
*ten Kommunalisierung eines Wirt- 

Cnaftsbereiches beteiligt. 

^jeale" Kandidaten  

HeK   ar,dere Energieversorgungsunter- 
^   men wie die Schleswag, Badenwerk, 
<> ^ernwerk und die Energieversorgung 
seh   aben kaufen derzeit mittelständi- 
s , e unternehmen der Entsorgungswirt- 
J^ft auf. Es ist zu befürchten, daß diese 

ndenz zunimmt, weil die privaten Ent- 
u °Ungsunternehmen aufgrund der 
£. en Investitionsquote eine sehr geringe 
a 

8en,capitalquote haben. Sie sind damit 
HaK 8roßer Konzerne „ideale" Über- 

*nmekandidaten. 

cje  °
rc,nungspolitisch sauberste Lösung 

de , °k'ematik ware die Privatisierung 
he- 7nternehmen, die sich noch mehr- 

en in öffentlicher Hand befinden. 

Es ist nicht einzusehen, warum die gro- 
ßen Energieversorgungsunternehmen 
über die Börse nicht vollständig privati- 
siert werden könnten — so wie der Bund 
dies in den letzten Jahren mit zahlreichen 
seiner Unternehmen bereits gemacht hat. 
Wir brauchen eine neue Privatisierungs- 
offensive in den westlichen Bundeslän- 
dern! Solange allerdings öffentliche 
Beteiligungen bestehen, sollte der öffent- 
liche Einfluß dahin geltend gemacht wer- 
den, daß der Wettbewerb nicht beein- 
trächtigt wird. 

Zu sorgloser Umgang 
Die kommunalen Aktionäre sind aus 
wettbewerbspolitischer Sicht gut beraten, 
der „Kommunalisierungsexpansion" 
ihrer Unternehmen entgegenzuwirken. 
Der Vorwurf des Präsidenten des Bundes- 
kartellamtes, daß Länder und Kommu- 
nen zu sorglos mit den Konsequenzen für 
den Wettbewerb umgehen, läßt sich nur 
widerlegen, wenn die Länder und Kom- 
munen ihre stillschweigende Duldung 
aufgeben. 
Die Entwicklung in der Entsorgungswirt- 
schaft ist ein Testfall für die Verwirkli- 
chung der Ordnungsprinzipien unserer 
Wirtschaftsordnung. Diese Aufgabe kann 
nicht allein dem Kartellamt überlassen 
bleiben. 

Einweggeschirr 
nicht mehr im Angebot 
Die Handelsgruppe Tengelmann hat 
Einweggeschirr und -besteck aus dem 
Sortiment ihrer Einkaufsmärkte ver- 
bannt. Um den „Wohlstandsmüü" zu 
reduzieren, würden nur noch für 
mehrfachen Gebrauch bestimmte Arti- 
kel dieser Art geführt, teilte die Fir- 
menleitung mit. 
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Die schlimmste Strafe hat Honecker 
bereits im Herbst 1989 erhalten 
Rainer Eppelmann, Vorsitzender der 
Enquete-Kommission zur Aufarbei- 
tung der Geschichte und der Folgen 
der SED-Diktatur in Deutschland, zur 
Haftentlassung Erich Honeckers: 
Meine erste Empfindung ist Verärgerung. 
Ich verstehe die Leute, die wütend oder 
betroffen sind, weil die mir sehr verständ- 
liche Frage auftaucht, ob ein Mensch, 
von dem man vermutet, daß er viele 
Schuld (auch justiziable) auf sich geladen 
hat, nun als freier Mensch gehen kann. 
Aber die Verläßlichkeit und das Weiter- 
funktionieren des Rechtsstaates und die 
strikte Einhaltung des Gleichheitgebotes 
vor dem Gesetz ist mir für uns alle wichti- 
ger als die evtl. Verurteilung Erichs 
Honeckers. 
Es gibt, wenn der Rechtsstaat weiter 
funktionieren soll, keine Beurlaubung 

davon, darum kann auch Honecker nur 
nach allgemein verbindlichen Kriterien 
ver- oder beurteilt werden. 
Es sei noch einmal daran erinnert, daß 
nur sein Verfahren abgelöst wurde, und 
daß gegen Kessler, Strehlitz und Albrech1 

weiterverhandelt wird. 
Dies ist gut und richtig! Es darf nämlich 
nicht der Eindruck entstehen, daß man 
die Kleinen hängt und die Großen laufet 
läßt. 
Der ehemalige Generalsekretär der DD^ 
ist ein sterbender und ein geschlagener 
Mann. Er gehört für mich zu den große*1 

Verlierern des letzten Drittels unseres 
Jahrhunderts. 
Die für ihn schlimmste Strafe hat er 
durch die meisten der 16 Millionen 
DDR-Bürger längst im Herbst 1989 erb*1' 
ten. 

Thüringen beginnt mit Entschädigung 
von Opfern des SED-Systems 

Als erstes der neuen Länder beginnt 
Thüringen mit der Entschädigung 
von Opfern des SED-Systems. In 
dieser Woche wird Sozialminister 
Frank-Michael Pietzsch den ersten 
Bescheid für eine Haftentschädi- 
gung übergeben, teilte das Erfurter 
Sozialministerium mit. 
Die Haftentschädigung erhält eine 
Frau, die als 16jährige Anfang der 
70er Jahre wegen des Versuchs des 
mehrfachen Grenzübertritts durch das 
Kreisgericht Jena zu 15 Monaten Haft 
verurteilt worden war. 

Pro Haftmonat wird eine Entschädi- 
gung von 550 Mark gezahlt, sagte 
Ministeriumssprecher Thomas Schulz. 
Thüringen hatte als erstes der neuen 
Länder im Vorjahr ein Landesamt für 
Rehabilitierung und Wiedergutma- 
chung im südthüringischen Hildburg- 
hausen eingerichtet. Dort sind nach 
Ministeriumsangaben bisher rund 
2.000 Anträge von Betroffenen einge- 
gangen. 
Bei eindeutigen Fällen würde die ent- 
sprechende Entschädigung bereits in 
den nächsten Wochen ausgezahlt. 
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Die neuen Grünen sind nichts 
anderes als die alten Roten 
£um Zusammenschluß von 
»Bündnis 90" und „Die Grü- 
ben" erklärte Generalsekretär 
Peter Hintze: 
üer Zusammenschluß von Bündnis 90 
j!nd Grünen hat es an den Tag gebracht: 
^»e neuen Grünen sind nichts anderes als 
pe alten Roten aus dem Westen Deutsch- 
ands, die mit utopischen Konzepten auf 
^1 Linksbündnis mit der SPD zusteuern. 
Magisch ist, daß das Bündnis 90 sich die- 
s^r Neuauflage eines Sozialismusversu- 
ches angeschlossen hat. 

le ostdeutsche Bürgerrechtsbewegung 
lrd hierdurch zum Steigbügelhalter für 
le machtpolitischen Interessen der 
est-Grünen degradiert. 
°hin die grüne Wirklichkeitsverweige- 
n8 führt, zeigt Niedersachsen: 

, "Bündnis 90/Die Grünen" fordern Blei- 
erecht für alle Ausländer. Sie betreiben 
^'t — wenn auch ungewollt — das Ge- 
"äft internationaler Schlepperbanden. 
»Bündnis 90/Die Grünen" gefährden 
't ihrer negativen Einstellung zur Poli- 
1 Und zum Verfassungsschutz die innere 

ICherheit in Dpntcrhlanrf 
So ^ird der Verfassungsschutz von ihnen 

völlig abstruser Weise mit der Stasi 
glichen. 

s 
U[" Betreiben der Grünen ist in Nieder- 
chsen bereits ein erheblicher Stellenab- 
u im Bereich der Sicherheitsbehörden 
genommen worden. 

e. "Bündnis 90/Die Grünen" stehen für 
.ne rigorose Wirtschafts- und Technolo- 

gy 'Blockade unseres Landes. Auf die 
fc °oleme in der Energie-, Verkehrs- und 
^ Sorgungspolitik geben sie immer nur 

8'eiche Antwort: Ausstieg. 

Der Zusammenschluß dieser beiden Par- 
teien bedeutet kein „Signal des Auf- 
bruchs", sondern ist ein Signal für Rück- 
schritt, Wohlstandsgefährdung und Unre- 
gierbarkeit. Mit diesen als „alternativ" 
gepriesenen Konzepten würde Deutsch- 
land zur Drittklassigkeit absinken. 
Politische Bedeutung hat der Zusammen- 
schluß einzig in der Perspektive, daß die 
SPD die neue Formation bereits als will- 
kommenen Mehrheitsbeschaffer einkal- 
kuliert hat. 
Jeder Wähler der SPD muß deshalb wis- 
sen, daß er mit seiner Stimme für die 
Sozialdemokraten auch die Option für 
den politischen Einfluß des „Bündnis 
90/Die Grünen" vergibt. 
Dies sollte jedem zu denken geben, der 
verantwortlich mit seiner Stimme umgeht. 

Unterstützung für Kohls 
„Einkaufsoffensive Ost" 
Die Daimler-Benz AG, Stuttgart, will 
doppelt soviel in den neuen Bundes- 
ländern einkaufen wie bisher. Der 
größte Industriekonzern Deutschlands 
wolle alle Möglichkeiten nutzen, um 
dieses Ziel zu erreichen, hieß es nach 
einer Vorstandssitzung, in der Ger- 
hard Liener, der im Daimler-Vorstand 
für Finanzen und Material verantwort- 
lich ist, einstimmig zum Konzern- 
Beauftragten für die neuen Bundeslän- 
der ernannt wurde. Damit unterstütze 
Daimler-Benz mit allen Konzerntöch- 
tern die von Bundeskanzler Helmut 
Kohl angeregte „Einkaufsoffensive 
Ost", an der sich auch andere große 
Unternehmen beteiligen. 



Seite 24 •  UiD 2/1993 AB 1. JANUAR 1993 

Qualität des Gesundheitswesens 
über den Tag hinaus gesichert 
Damit Leistungsfähigkeit und Finan- 
zierbarkeit des Gesundheitswesens 
erhalten bleiben, haben CDU/CSU, 
SPD und FDP gemeinsam das 
Gesundheitsstruktur-Gesetz beschlos- 
sen. Für die gesetzliche 
Krankenversicherung ergeben sich dar- 
aus ab 1. Januar 1993 wichtige Neue- 
rungen. 

Im internationalen Vergleich liegt das 
deutsche Gesundheitssystem mit an der 
Spitze. Medizinische Grundversorgung 
und medizinische Spitzenleistung stehen 
für alle Bürgerinnen und Bürger zur Ver- 
fügung — unabhängig vom Einkommen, 
von Wohnort oder sozialem Stand. 

Die gesetzliche Krankenversicherung ist 
aber in den letzten zwei Jahren in große 
Finanzprobleme geraten, weil die Ausga- 
ben den Einnahmen davonlaufen. In den 
alten Ländern besteht ein Milliardendefi- 
zit trotz eines Rekordbeitragssatzes von 
durchschnittlich über 13 Prozent. Auch in 
den neuen Ländern zeichnet sich eine 
vergleichbare Entwicklung ab. 

Es ist richtig, daß die Menschen älter 
werden und die Medizin Fortschritte 
macht. Damit steigen zwangsläufig die 
Kosten. Das gilt aber nur langfristig. Die 
Kostenexplosion in den letzten beiden 
Jahren hat andere Ursachen: 

• Unwirtschaftliche Strukturen und stei- 
gende Arztzahlen verursachen unnötige 
Ausgaben. 
• Die Patienten werden zu oft und zu 
lange im Krankenhaus behandelt; vieles 
könnte genausogut, aber kostengünstiger 
ambulant erfolgen. 
• Zu viele überflüssige und medizinisch 

zweifelhafte Arzneimittel werden ver- 
schrieben. 
• Es fehlt ein ausgeprägtes Kostenbe- 
wußtsein auf Seiten der Leistungserbrin- 
ger wie der Versicherten. 
UnWirtschaftlichkeit und Verschwendung 
verursachen steigende Beiträge ohne 
medizinischen Nutzen. Steigende Bei- 
träge mindern die Einkommen der Versi- 
cherten und schmälern die Anpassung 
der Renten. Sie verteuern Arbeit und 
beeinträchtigen die wirtschaftliche Wett- 
bewerbsfähigkeit. 

Durch das Gesundheitsstruktur-Gesetz 
werden sofort wirksam die Kosten 
gebremst. Die Ausgaben dürfen in den 
nächsten drei Jahren nicht stärker als die 
Einnahmen steigen. Das schafft stabile 
Beitragssätze und nützt allen. Den Haup1' 
anteil der Einsparungen tragen mit 8,2 
Mrd. DM die Leistungserbringer. Der 
Beitrag der Versicherten beträgt rd. 2,5 
Mrd. DM. 
Zugleich werden durch strukturelle Ver- 
änderungen Wirtschaftlichkeit und Qua" 
tat unseres Gesundheitswesens über den 
Tag hinaus gesichert. 
  ^ 

Hochwertige medizinische 
Leistungen zu sozial 
verträglichen Preisen y 

• Beim Arzt 
Die Ärzte halten den Schlüssel für viel« 
Leistungen der gesetzlichen Kranken^' 
Sicherung in der Hand. Nicht alles, was 
medizinisch möglich oder gewünscht 
wird, kann aber von der Solidargemeifl' 
schaft finanziert werden. In Zukunft tefi 
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stärker beachtet werden, daß nur verord- 
j^t wird, was medizinisch erforderlich ist. 
Dafür tragen in erster Linie die Ärzte Ver- 
antwortung, aber auch die Versicherten 
sjnd in der Pflicht. 

* Selbstverständlich erhält jeder Versi- 
cherte weiterhin ärztliche Behandlung, 
Arzneimittel, Massagen, Krankengymna- 
st,k, Brillen sowie alle anderen Leistun- 
j^n, die medizinisch erforderlich sind. 
^ies gilt insbesondere auch für chronisch 
kranke. 

Die Honorare für ärztliche Leistungen 
ürfen in den nächsten drei Jahren nicht 

^ärker steigen als die Einkommen der 
ersicherten. Vorsorgeuntersuchungen, 

• B- zur Krebsfrüherkennung, sind davon 
Usgenommen, damit sie stärker als bis- 
er genutzt werden können. 

f'ur Arznei- und Heilmittel stehen 1993 
b
ber 24 Mrd. DM zur Verfügung. Wenn 
Rauptet wird, daß wegen des Arznei- 
•ttelbudgets notwendige Arzneimittel 

j,Cnt mehr verordnet werden könnten, so 
a
l dies nicht richtig. Jeder Arzt kann 

cn künftig die medizinisch wirklich 
°llgen Medikamente verschreiben. Für 
Nötige Arzneimittel kann die Solidar- 
e,tieinschaft aber nicht mehr aufkom- 

men. 

Q^ehr Ärzte bedeuten nicht mehr 
Wundheit, mit Sicherheit aber höhere 
„ °sten- In bereits überversorgten Regio- 
^ n wird deshalb die Zulassung neuer 
1 ,te bedarfsgerecht begrenzt. Auch in 
nje^Unft kann aber jeder Versicherte zum 
*U <?er8e,assenen Arzt seines Vertrauens, 

'ft zum Spezialisten, gehen. 
*Öie Krankenkassen übernehmen künf- 

I^ah      kosten obernalb von 20 DM bei 

^nrten zu ambulanten Behandlungen 
^ lIJJ niedergelassenen Arzt und im Kran- 
ren fi US sowie bei vor- und nachstationä- 
|(e j~ehandlungen, wenn dadurch Kran- 

hausaufenthalte vermieden oder ver- 

kürzt werden können. Bei mehrmals 
erforderlichen Behandlungsterminen 
innerhalb eines Leistungsfalles (Serienbe- 
handlung) ist die Eigenbeteiligung (20 
DM) des Versicherten auf die erste und 
letzte Fahrt beschränkt; bei den übrigen 
Terminen werden die Kosten von der 
GKV voll übernommen. 

• In den neuen Ländern bleiben die 
bestehenden Polikliniken weiterhin zur 
ambulanten Versorgung zugelassen. 

• Beim Zahnarzt 

Die Ausgaben für zahnärztliche Behand- 
lung sind besonders stark gestiegen. Des- 
halb wird für die nächsten drei Jahre 
auch hier eine an der allgemeinen Ein- 
kommensentwicklung orientierte 
Zuwachsbegrenzung bei den zahnärztli- 
chen Honoraren eingeführt. Beim Zahn- 
ersatz gibt es ebenfalls wichtige Änderun- 
gen. 

• Jeder Versicherte erhält wie bisher 
Zahnersatz. Für medizinisch weniger 
zweckmäßigen Zahnersatz, z. B. große 
Brücken zum Ersatz von mehr als vier 
Frontzähnen oder mehr als drei Seiten- 
zähnen oder für unverhältnismäßig auf- 
wendigen Zahnersatz kommt die Kran- 
kenkasse nicht mehr auf; hierfür gibt es 
kostengünstigere Alternativen, die weiter- 
hin bezuschußt werden. 

• Zahnersatz ist überbewertet. Deshalb 
werden die Vergütung für prothetische 
und kieferorthopädische Leistungen der 
Zahnärzte um zehn Prozent, die Preise 
für zahntechnische Leistungen um fünf 
Prozent abgesenkt. Davon profitieren die 
Versicherten, weil die Eigenbeteiligung 
entsprechend sinkt. 

• Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre 
erhalten weiterhin kieferorthopädische 
Leistungen wie z.B. Zahnspangen. Für 
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Erwachsene gilt dies nur noch bei schwe- 
ren Kieferfehlbildungen. 

• Zur Verbesserung der Zahngesundheit 
werden die vorbeugenden Maßnahmen 
für Kinder und Jugendliche in Kindergär- 
ten und Schulen ausgebaut. Die Indivi- 
dualprophylaxe wird auf Kinder ab dem 
vollendeten 6. Lebensjahr ausgedehnt; 
die Krankenkassen kommen jetzt auch 
für die Versiegelung der Backenzähne 
zum Schutz vor Karies auf. 

• Auf Füllungen und Zahnersatz gibt es 
in Zukunft eine Gewährleistungsfrist von 
zwei Jahren. 

• Asylbewerber und nur vorübergehend 
im Bundesgebiet lebende Ausländer müs- 
sen künftig eine Mindestversicherungs- 
zeit von einem Jahr in der gesetzlichen 
Krankenversicherung nachweisen, ehe 
Zahnersatzleistungen in Anspruch 
genommen werden können; das gilt auch 
für Aussiedler. 

0 Im Krankenhaus 
Die Krankenhäuser bieten weiterhin 
medizinische Spitzenversorgung für alle. 
Das kostet sehr viel Geld. Deshalb müs- 
sen Krankenhausaufenthalte auf die not- 
wendigen Fälle und die medizinisch 
erforderliche Dauer beschränkt werden. 
Dazu wird jetzt das Vergütungssystem 
der Krankenhäuser geändert. Kranken- 
häuser können künftig auch ambulant 
operieren und die Patienten vor und im 
Anschluß an einen Krankenhausaufent- 
halt für eine begrenzte Zeit ambulant 
behandeln. Davon profitiert auch der 
Patient, weil er früher in seine gewohnte 
häusliche Umgebung zurückkommt. 

Auch die Ausgaben für stationäre Vor- 
sorge- und Rehabilitationskuren dürfen 
in den nächsten drei Jahren nur entspre- 
chend dem allgemeinen Einkommenszu- 
wachs steigen. Das nimmt die Kranken- 

kassen bei der Genehmigung von Kuren 
stärker in die Pflicht. 
Es bleibt weiterhin bei der Begrenzung 
der Krankenhauszuzahlung auf maximal 
14 Tage im Jahr. Sie beträgt ab 1. Januar 
für vollstationäre Krankenhausbehand- 
lung und für stationäre Kuren 11 DM, ab 
1. Januar 1994 dann 12 DM in den alten 
Ländern; in den neuen Ländern wird sie 
ab 1. Januar 1993 auf acht DM gesenkt 
und ab 1. Januar 1994 auf 9 DM angeho- 
ben. 

• In der Apotheke 
Die Apotheken stellen auch in Zukunft 
flächendeckend, schnell und zuverlässig 
die Arzneimittelversorgung sicher. Natur- 
heilmittel stehen nach wie vor zur Verfü- 
gung. Zur Verbesserung der Qualität der 
Arzneimittelversorgung und der Über- 
sichtlichkeit des Arzneimittelmarktes 
wird dem Arzt ab 1996 eine Liste der ver- 
ordnungsfähigen Arzneimittel an die 
Hand gegeben. 

• Die Preise für Arzneimittel ohne Fest- 
beträge sind bei uns besonders hoch. 
Zum 1. Januar 1993 werden sie für zwe» 
Jahre gesenkt: 
• bei verschreibungspflichtigen Arzne1' 

mittein um fünf Prozent 
• bei Arzneimitteln zur Selbstmedika- 

tion um zwei Prozent. 
• Mehr Festbeträge sorgen ebenfalls fü 

sinkende Preise. 

Die Preissenkungen kommen den Versi- 
cherten bei den Krankenkassenbeiträgefl' 
bei der Zuzahlung sowie bei der Selbst- 
medikation zugute. 

• Die Zuzahlung für Arzneimittel wird *ö 

geändert, daß Anreize für therapiege- 
rechte, aber preisgünstigere Packungsgf 

ßen geschaffen werden. Die Zuzahlung 
gilt in Zukunft auch für Arzneimittel, iü 

die es einen Festbetrag gibt. 
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^zneimittelpreis 
b*w. Festbetrag 
Jjs30DM 
?ls 50 DM 
uber 50 DM 

Zuzahlung 

3 DM 
5 DM 
7 DM 

Sozial verträgliche 
Jjzahlungen 

y Uch in Zukunft wird niemand durch 
. Zahlungen finanziell überfordert. Dies 
s
sl Und bleibt ein wichtiges Element der 
°2lalen Krankenversicherung. 

Vollständig befreit (Sozial klausel) ist in 
. n alten Ländern von Zuzahlungen zu 
^znei-, Verband- und Heilmitteln, Statio- 
nen Kuren, Zahnersatz und Fahrko- sten 

i»en 
Wer als Lediger 1993 ein Einkom- 
von weniger als 1.484 DM hat. Für die A       7  . e*' a,a 1,wt ^IT1 "au l " 

»2 '^rzneimittelzuzahlung in den neuen 
. ndern gilt die Sozialklausel wie in den 

K e° Ländern. Dies entlastet vor allem 
K a>Uien und Rentner. Für die übrigen 
j re>che lieet die Einkommenserenze i e liegt die Einkommensgrenze in 

neuen Ländern bei 1.092 DM. Für 
c, ePaare und Familien gelten entspre- 

end höhere Einkommensgrenzen. 

ej ^Hstandig befreit ist darüber hinaus 
^ gestimmter Personenkreis (z. B. 
. ^alhilfe-, Kriegsopferfürsorge-, 

e'tslosenhilfe- und Ausbildungsförde- 
ßsempfänger). 

ik/ne Des°ndere Zuzahlungsobergrenze gibt es für Zahnersatz. Hier wird die 
^ax'male Zuzahlung auf das 3fache des 
b rages begrenzt, um den monatlich das 
(ji ttoeinkommen die Härtefallgrenze 
Schreitet. 

Ik. 
leb der Und Ju8end,iche bis zum 18 

iHj. ensJahr brauchen weder für Arznei- 
^a, !noch für Heil" und Verbandmittel, 
v  nlcenhausaufenthalte und stationäre 

ren zuzahlen. 

• Die Zuzahlung für Arznei-, Verband- 
und Heilmittel sowie Fahrkosten wird in 
jedem Fall begrenzt. (Überforderungs- 
klausel.) Bis zu einem Jahresbruttoein- 
kommen von 64.800, — DM in den alten 
Ländern und 47.700, — DM in den neuen 
Ländern muß niemand mehr als zwei 
Prozent für Zuzahlungen ausgeben. Bei 
einem Einkommen darüber beträgt die 
Gesamtzuzahlung maximal vier Prozent. 
Für Ehepaare und Familien liegen die 
Einkommensgrenzen entsprechend 
höher. Insbesondere kinderreiche Fami- 
lien werden dadurch entlastet. 
• Die Abrechnung der Zuzahlungen 
erfolgt grundsätzlich jährlich. Die Kassen 
sehen z.T. aber Regelungen vor, nach 
denen der Versicherte bei Erreichen der 
Zuzahlungsobergrenzen schon während 
des laufenden Jahres von weiteren 
Zuzahlungen befreit werden kann. Diese 
Regelungen schützen vor allem chronisch 
Kranke vor Überforderung. 

So sehen die Einkommensgrenzen nach 
monatlichen Durchschnittswerten aus: 
Sozial- Alte Neue 
klausel Länder       Länder 
Ledige 1.484,00 1.092,00 
Verheiratete 2.040,50 1.501,50 
Verheiratete 
mit 1 Kind 2.411,50 1.774,50 
mit 2 Kindern 2.782,50 2.047,50 
mit 3 Kindern 3.153,50 2.320,50 

Über- Alte Neue 
forderungs- Länder Länder 
klausel 
Ledige 5.400,00 3.975,00 
Verheiratete 5.956,50 4.384,50 
Verheiratete 
mit 1 Kind 6.327,50 4.657,50 
mit 2 Kindern 6.698,50 4.930,50 
mit 3 Kindern 7.069,50 5.203,50 
(Einkommen darunter: Zuzahlung bis zwei Pro- 
zent; Einkommen darüber: Zuzahlung bis vier 
Prozent) 
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Was sich sonst ändert 
• Ab 1995 wird der bisherige Kranken- 
schein durch eine Krankenversicherten- 
karte (Chipkarte) ersetzt. Dadurch wird 
der Verwaltungsaufwand reduziert. Die 
Krankenversichertenkarte berücksichtigt 
voll den Datenschutz. Krankheitsdaten 
sind auf der Karte nicht gespeichert; den 
gläsernen Patienten wird es auch in 
Zukunft nicht geben. 
• Können Versicherte wegen einer Vorer- 
krankung (z.B. Dialysepatienten) oder 
ihres Lebensalters für Auslandsreisen in 
Länder, mit denen kein Sozialversiche- 
rungsabkommen besteht, keine private 
Krankenversicherung abschließen, über- 
nehmen die Krankenkassen begrenzt auf 
maximal sechs Wochen im Kalenderjahr 
die Kosten für erforderliche Akutbehand- 
lungen in der Höhe, wie sie bei einer 
Behandlung in Deutschland entstanden 
wären. 
• Schutzimpfungen für Urlaubsfernrei- 
sen werden künftig von den Krankenkas- 
sen nicht mehr erstattet. 
• Selbsthilfegruppen und Selbsthilfekon- 
taktstellen mit gesundheitsfördernder 
oder rehabilitativer Zielsetzung leisten 
einen wichtigen Beitrag bei der gegensei- 
tigen Information und Hilfe. Deshalb ist 
es ab 1. Januar 1993 für die Krankenkas- 
sen möglich, diese Gruppen mit Zuschüs- 
sen zu unterstützen. 
• Bei Aussiedlern werden die Vorversi- 
cherungszeiten für die Leistungen bei 
Schwerpflegebedürftigkeit durch die 
Zugehörigkeit zu den jeweiligen staatli- 
chen Gesundheitssystemen des Her- 
kunftslandes erfüllt. 
• Arbeiter und Angestellte werden in der 
Krankenversicherung gleichbehandelt. 
Sie erhalten ab 1. Januar 1997 grundsätz- 
lich gleichen Zugang zu allen Kassen; 
Ausnahme bei Betriebs- und Innungs- 
krankenkassen. 

• Wer mehr als ein Zehntel der 2. Hälfte 
seines Erwerbslebens freiwillig Versiehe'' 
ter war, bleibt bei Eintritt in den Ruhe- 
stand nach dem 31. Dezember 1992 frei- 
willig versichert. Dies bedeutet für die 
Beiträge zur GKV: wie bisher halber Bei' 
tragssatz auf die gesetzliche Rente; auf 
Betriebsrenten, Pensionen, Zins-, Miet- 
und Pachteinnahmen bis zur Beitragsbe- 
messungsgrenze dagegen voller Beitrags- 
satz. 
Nicht verändert wird die Beitragsbemes- 
sung der Rentner, die ehemals freiwillig 
versichert waren und deren Rentenbegif,,, 

vor dem 1. Januar 1993 liegt. 

• Gut informiert — gut behandelt. Die 
Versicherten können sich in Zukunft beS' 
ser über ihre Behandlung und die 
dadurch verursachten Kosten informie- 
ren. Auskunft geben die Kassen. 

• Die Versicherten selbst können auf Üf1 

wirtschaftliche Versorgung mit Hilfsm«1' 
teln achten: Ab 1. Januar 1993 informie' 
ren die Krankenkassen auf Anfrage übef 

preisgünstige Hilfsmittel. 

• Alle freiwillig Versicherten können sic 

anstelle einer Behandlung im Sachlei- 
stungssystem (per Krankenschein) eine 
Rechnung ausstellen lassen und Koste*"' 
erstattung wählen. Allerdings erstattet di< 

Krankenkasse nur die Kosten, die bei 
Behandlung auf Krankenschein entsta«1' 
den wären, abzüglich einer Verwaltung5 

pauschale. 

Das Gesundheits-Struktur-Gesetz ist ei" 
Kompromiß, bei dem am Ende alle 
gewonnen haben, besonders die Versi- 
cherten. Das medizinisch Angemessen 
ist gesichert, UnWirtschaftlichkeit und 
Verschwendung werden abgebaut. DaS 

Gesetz ist ein Markstein für den Umba 

unseres Sozialstaates: Wer der Hilfe 
bedarf, erhält sie. Wer Luxus wünscht» 
muß ihn aus der eigenen Tasche bezab'^ 
len. 
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Neuregelungen zum 1. Januar 1993 
im Bereich der Sozialversicherungen 

- Fortsetzung und Schluß - 

eiträge zur Rentenversicherung 
jjr freiwillig Versicherte, 
<ggjwerker und Landwirte 

j er freiwillige Mindestbeitrag liegt 1993 
j ^samten Bundesgebiet bei 92,75 DM. 
^ en neuen Bundesländern kann ein 

lü^ri eStbeitrag in HÖhe VOn 68'25 DM 

Auf        8ezan,t werden, wenn er der 
^ rechterhaltung des Anspruchs auf 
L^. wegen verminderter Erwerbsfähig- 

nt und ^die 

<\„*er Versicherte seinen gewöhnlichen 
hat entnalt in den neuen Bundesländern 

Cdrdem 19- Mai 1990 in Ostdeutsch- 
er Dln den ,etzten 12 Monaten Beiträge 

Rentenversicherung gezahlt hat. 

nür 
or,gen können freiwillige Beiträge 

'age aC'1 den Beitragsbemessungsgrund- 
den n entrichtet werden, wie sie auch in 
hejß?.n Bundesländern gelten. Das 
^?Vr\ C Be'trage müssen mindestens 
fiich betragen und dürfen 1.260 DM 
K  übersteigen. 

% , Chstbeitra8 für freiwillig Versi- 
biei,

e ]iegt 1993 im gesamten Bundesge- 
för^.1 L260 DM. Die Höchstbeiträge 
\d '^versicherte liegen in den alten 

Vn ß ndern bei '-260 DM und in den 

.    n Bundesländern bei 927,50 DM. 

fori?,  chtversicherte Handwerker ist alie 
wie 

)e'tra
eanderen Se,bständigen der Regel- 
8 'n der Rentenversicherung auf 

649,25 DM in den alten Bundesländern 
und auf 477,75 DM in den neuen Bundes- 
ländern festgelegt worden. 

Der Monatsbeitrag in der Altershilfe für 
Landwirte, die in den neuen Bundeslän- 
dern jioch nicht eingeführt ist, liegt 1993 
bei 281 DM (1992: 269 DM). 

Für zuschußberechtigte Landwirte liegt 
die effektive Belastung zwischen 28 DM 
und 101 DM. 

Hinzuverdienstgrenzen 
in der Rentenversicherung 

Vom vollendeten 65. Lebensjahr an darf 
ohne Verlust oder Minderung der Alters- 
rente ein Hinzuverdienst zur Rente erzielt 
werden. 
Vor Vollendung des 65. Lebensjahres ist 
beim Bezug der Altersvollrente ein einge- 
schränkter Hinzuverdienst in Höhe von 
530 DM (West) bzw. 390 DM (Ost) mög- 
lich. 
Für Teilrentner gelten folgende monatli- 
chen allgemeinen Hinzuverdienstgren- 
zen: Bei 2A Teilrente: 746,03 DM (West) 
bzw. 493,33 DM (Ost); bei Vi Teilrente: 
1.119,04 DM (West) bzw. 739,99 DM 
(Ost); bei Vi Teilrente: 1.492,05 DM 
(West) bzw. 986,65 DM (Ost). 

Will der Versicherte darüber hinaus hin- 
zuverdienen, kommt die individuelle Hin- 
zuverdienstgrenze zum Tragen. Sie ist 
abhängig vom zuletzt versicherten Ent- 
gelt. 
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Versicherungsfreiheit bei 
geringfügiger Beschäftigung 

Geringfügige Beschäftigungen sind 
grundsätzlich versicherungsfrei, wenn sie 
regelmäßig weniger als 15 Stunden in der 
Woche ausgeübt werden und das regel- 
mäßige monatliche Arbeitsentgelt 1993 
nicht höher liegt als 530 DM (alte Bun- 
desländer) bzw. 390 DM (neue Bundes- 
länder). 1992 lagen diese Grenzen bei 500 
DM bzw. 300 DM. Eine Beschäftigung ist 
auch dann sozialversicherungsfrei, wenn 
zwar mehr als 530 DM bzw. 390 DM ver- 
dient werden, dieses Entgelt jedoch ein 
Sechstel des individuellen Gesamtein- 
kommens nicht übersteigt. Unabhängig 
vom Einkommen ist eine Beschäftigung 
dann versicherungsfrei, wenn sie inner- 
halb eines Jahres auf maximal zwei 
Monate oder 50 Arbeitstage beschränkt 
ist. 

Bestehen mehrere geringfügige Beschäfti- 
gungen gleichzeitig nebeneinander, so 
werden die Beschäftigungszeiten und die 
Arbeitsentgelte zusammengerechnet. 
Wird dabei die Arbeitszeit- oder Entgelt- 
grenze überschritten, so werden alle 
Beschäftigungsverhältnisse versiche- 
rungs- und beitragspflichtig. 

Zum 1. 1. 1993 ändert sich in den neuen 
Bundesländern auch die sogenannte 
Geringverdienergrenze: bei Arbeitsent- 
gelten bis zu 450 DM (bisher 370 DM) 
trägt der Arbeitgeber die Beiträge zur 
Sozialversicherung selbst. In den alten 
Bundesländern bleibt diese Grenze 
unverändert bei 610 DM. 

Altersübergangsgeld  

Der Zugang zum Altersübergangsgeld für 
55jährige und ältere Arbeitslose in den 
neuen Bundesländern läuft zum 31. 12. 
1992 wie gesetzlich vorgesehen aus. 

Veränderungen in der 
Berufskrankheitenverordnung^ 

Zum 1. Januar 1993 wird die Liste der 
Berufskrankheiten neuen medizinisch- 
wissenschaftlichen Erkenntnissen ange- 
paßt. Verschiedene Krankheiten werdet 
neu als Berufskrankheiten anerkannt, fü 

weitere in der Liste bereits enthaltene 
Krankheiten werden die Entschädigung5 

Voraussetzungen zugunsten der Versieb8 

ten ausgeweitet und konkretisiert; etwa 
bei bestimmten Wirbelsäulenerkrankufl' 
gen, bei Lungenkrebs durch Asbeststau" 
und bei Erkrankungen durch Styrol od« 
Isocyonate. 

Erstmals bestehen für bestimmte Wirb^' 
Säulenerkrankungen Entschädigungs- 
möglichkeiten. Es handelt sich dabei ui" 
Erkrankungen der Lendenwirbelsäule 
durch langjährige Tätigkeiten in extrefl1 

Rumpfbeugehaltung, (z. B. bei Transp0 

arbeitern, Bauberufen, Krankenpflege; 
personal oder Untertagearbeitern) so^1 

durch langjährige Einwirkungen soge- 
nannter „Ganzkörperschwingungen" 
(z. B. bei Fahrern schwerer Erdbaum2' 
schinen, Baustellen-Lkw oder land- u"1 

forstwirtschaftlicher Schlepper). 

Eine Erkrankung der Halswirbelsäule 
kann ebenfalls als Berufskrankheit an 
kannt werden, wenn sie durch langjä"1 I 
ges Tragen schwerer Lasten auf der 
Schulter verursacht wurde (z.B. bei 
Fleischträgern in Schlachthöfen oder 
Lastenträgern). Neu aufgenommen 
wurde auch ein erhöhter Zahnabrieb l 
fortschreitender Verlust von Zahn- 
schmelz) durch quarzstaubbelastete 
Tätigkeiten (z. B. bei Granitarbeitern)- 

Für eine Entschädigung von Lungen^ 
durch Asbeststaub müssen bisher neb J 
dem Krebs bestimmte andere Auswirf 
gen wie die Asbestose festgestellt wer_fl 

Künftig kann Lungenkrebs darüber 

et 

hi" 

i 
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us als Berufskrankheit anerkannt wer- 
en> wenn eine dauerhafte extreme 

^S°estfaserstaub-Einwirkung am Arbeits- 
platz nachzuweisen ist. 

amit wird erstmalig eine Dosis-Wir- 
Ungs-Beziehung bei der Entstehung die- 

.er Krankheit bejaht. Die geänderte 
erufskrankheiten-Verordnung enthält 
rner Klarstellungen zu Erkrankungen 

.urch Asbest sowie durch Styrol (ein 
, Mtsstoff insbesondere von Polyester- 
arzen) und durch Isocyanate (eine Stoff- 

pPpe, die z. B. bei der Herstellung von 
J\unststoffen, Lacken, Klebern verwendet 
f^d). Hier gibt es eine rückwirkende 
... ergangsregelung. Die Erkrankungen 
a°

nnen auf Antrag als Berufskrankheit 
erkannt werden, wenn der Versiche- 

n
Utlgsfall vordem 1. Januar 1993, jedoch 
actl dem 31. März 1988 eingetreten ist. 

>vÜ^opäischer Sozialfonds  
Q   Kommission der Europäischen 
l^einschaften hat für die alten Bundes- 
Hfik    *"r '^3 ein Förderprogramm in 
^he von 1,36 Milliarden DM geneh- 
C "> das aus dem Europäischen Sozial- 

SchdS mit rund °'6 Milliarden DM bezu' 
ußt Wird Schwerpunkte der Förde- 

t 8 sind Maßnahmen zugunsten von 
Wen' benachteiligten Jugendlichen 
Sc. Ie Personengruppen mit besonderen 
ünt

wierigkeiten am Arbeitsmarkt. Hier- 
(jj er fa'len Qualifizierungsmaßnahmen, 
l_a 

au^ die besonderen Bedürfnisse der 
K   ßzeitarbeitslosen zugeschnitten sind. 
„pl ;je neuen Bundesländer steht aus der 
l993

rderperiode 1991 bis 1993" im Jahr 
14S 

ein Fördervolumen von mindestens 
MrH        arden DM zur Verfügung. Es 
S n US Sozia,f°nds-Mitteln in Höhe 
bje  

,72 Milliarden DM bezuschußt. 
He,C      te' werden in erster Linie zur 
Vin '^arktpolitischen Flankierung des 
^s«S      tucnen Strukturanpassungspro- 

es eingesetzt. • 

Chemiewaffenverbot 
wird Wirklichkeit 
Im noch jungen Jahr setzt die Abrü- 
stungspolitik erneute Glanzlichter. 
Die Unterzeichnung der Chemiewaf- 
fenkonvention in Paris durch voraus- 
sichtlich mehr als 100 Staaten zeigt, 
daß es nun endlich möglich sein wird, 
ein umfassendes und wirksames Che- 
miewaffenverbot zu erreichen. 
Die Bundesrepublik wird ebenso wie alle 
anderen Staaten der EG zu den Erstun- 
terzeichnern gehören. Damit wird das 
entschlossene Drängen der Bundesregie- 
rung und des Bundestages auf greifbare 
und wirksame Abrüstungsfortschritte 
erneut unterstrichen. Der Bundesregie- 
rung und der deutschen Diplomatie, die 
maßgeblich für eine zielgerichtete Ver- 
handlungsführung im letzten Jahr gesorgt 
haben, gebührt Dank und Anerkennung 
für die Mitwirkung an einer Leistung, die 

Von Peter Kurt Würzbach 

in der Abrüstungsgeschichte dieses Jahr- 
hunderts ohne Beispiel ist. 
Die Konvention wird um so wirksamer 
sein, je größer die Zahl der Unterzeichner 
ist. Da ein wirksames Kontrollsystem mit 
der Möglichkeit auch von Verdachtskon- 
trollen vereinbart wurde, ist mit einer 
erfolgreichen Durchsetzung der Konven- 
tion in der Praxis zu rechnen. 
Bei der kontrollierten Lagerung und Ver- 
nichtung der bestehenden Bestände 
zeichnen sich allerdings Engpässe und 
Verzögerungen ab. Diese können aber 
mit entschlossener nationaler und inter- 
nationaler Hilfestellung überwunden wer- 
den. Die CDU/CSU-Fraktion wird sich 
auf jeden Fall für derartige Hilfen, auf 
die besonders Rußland angewiesen sein 
wird, stark machen. • 
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Gleichberechtigungsgesetz muß 
jetzt schnell verabschiedet werden 
Als wichtigste Aufgabe hat die Vorsit- 
zende des Bundesfachausschusses 
Frauenpolitik der CDU, Maria Böh- 
mer, eine konstruktive Beratung und 
möglichst schnelle Verabschiedung des 
Gleichberechtigungsgesetzes bezeich- 
net, das Bundesfrauenministerin 
Angela Merkel am 14. Januar 1993 
vorgelegt hat. Das Gesetz müsse späte- 
stens 1994 in Kraft treten. 

Böhmer begrüßte, daß Frauenförderung 
jetzt auf eine gesetzliche Grundlage 
gestellt werde. Das Gleichberechtigungs- 
gesetz sei der richtige Ansatz, vorhandene 
Benachteiligungen von Frauen im Beruf 
abzubauen. Dabei wende sich der Gesetz- 
entwurf sowohl an Frauen in der Bundes- 
verwaltung als auch an Frauen, die in der 
Wirtschaft arbeiten. Die Bundesverwal- 
tung müsse den Grundsatz der Gleichbe- 
rechtigung zwischen Frauen und Män- 
nern bei Personalplanung und Personal- 
entscheidungen umsetzen. 
Das Gesetz enthalte Vorgaben, wie unter 
Berücksichtigung der verfassungsrechtli- 
chen Vorgaben von Eignung, Befähigung 
und fachlicher Leistung eine wirkungs- 
volle Frauenförderung erreicht werden 
könne. In allen Dienststellen des Bundes 
müssen Frauenförderpläne aufgestellt, in 
größeren Dienststellen eine Frauenbeauf- 
tragte berufen werden. Die Möglichkeit, 
sich wegen familiärer Verpflichtungen 
beurlauben zu lassen oder Teilzeit zu 
arbeiten, seien weiterentwickelt worden. 
Das Gleichberechtigungsgesetz der Bun- 
desregierung berücksichtigt die inzwi- 
schen mit der beruflichen Förderung von 
Frauen gesammelten Erfahrungen in Ver- 
waltung und Wirtschaft: Starre Quoten 
haben sich als untaugliches Mittel erwie- 

sen. Die Verankerung der Verantwortung 
für Entwicklung und Umsetzung von 
Frauenfördermaßnahmen bei jeder 
Dienststelle und die Bestellung von Fra* 
enbeauftragten, die Überprüfung und 
Weiterentwicklung der eingeleiteten 
Maßnahmen beurteilte Maria Böhmer a' 
einen zukunftsorientierten und tragfäh«' 
gen Ansatz für die Verwirklichung der 
Gleichberechtigung im Arbeitsleben: 
„Nur wenn berufliche Frauenförderung 
und Personalentwicklung eng verzahnt 
sind, werden Frauen gleiche Chancen pe 

Einstellung und beruflichem Aufstieg 
haben, werden Benachteiligungen ausge' 
räumt." 
Entschieden wehrte sich die Vorsitzen^ 
des Bundesfachausschusses Frauenpo'1' 
tik gegen die Kritik aus den Reihen def 

SPD, das Gesetz sei völlig unzureichend' 
Die SPD wolle damit vertuschen, daß ^ j 
Frauenförderungsgesetze in den SPD* 
regierten Ländern unter mangelnder 
Wirksamkeit litten. 

Böhmer bedauerte, daß das Gesetz kei" I 
Regelungen zur weiteren Aufwertung v 

Familien und ehrenamtlicher Tätigkeit  ; 
enthalte. Wenn auch die derzeitige SU11 

tion zur Zurückhaltung bei neuen Lei-   I 
stungen verpflichte, so bleibe die besse | 
Anerkennung von Familienarbeit und 
Ehrenamt im Rentenrecht und im Sten 
recht eine unabdingbare Forderung föf 

die Zukunft. 

Maria Böhmer: „Entscheidend ist letz1' 
lieh, wie verbindlich Frauenförderung 
durch das Gesetz betrieben werden kaj 
Ich habe den Eindruck, daß das Gesetj 
ganz entscheidend dazu beitragen wir 
die Gleichberechtigung von Frau und j 
Mann voranzubringen." 
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Entwurf eines Gleichberechtigungsgesetzes 

öurch die Förderung von Frauen 
Familie und Beruf vereinbaren 
j^ndesfrauenministerin Angela 
^erkel hat den Referentenent- 
*urf eines Gleichberechtigungs- 
*esetzes vorgelegt. Der Entwurf 
enthält folgende Schwerpunkte: 

-—»x.* 1 (Gesetz zur Förderung von 
aUen und der Vereinbarkeit von Fami- 

ü ^
nd Beruf in der Bundesverwaltung 

A    
den Gerichten des Bundes): Dieser 

^. Ikel knüpft an die bereits bestehende 
p  ntlinie zur beruflichen Förderung von 
15 rfn 'n ^er Bundesverwaltung vom 
b: Oktober 1990 an. Zukünftig muß jede 
ste?.nststelle einen Frauenförderplan auf- 
^r, .e" mit flexiblen Ziel vorgaben zur 
kin°      8 des Ante'ls der Frauen bei der 

Stellung und dem beruflichen Auf- 
soweit sie in einzelnen Bereichen 

Repräsentiert sind. uer p 
kret   

rauenförderplan muß auch die kon- 
£r 

en Arbeitsbedingungen verbessern. 
W^ lJeweils für 3 Jahre und ist verbind- 
anscjT.'e Dienststelle muß im daran 
Rec, ''eßenden neuen Frauenförderplan 
bisll 

enschaft über die Einsetzung der 
^, erigen Zielvorgaben geben. 

Cp ereinbarkeit von Familie und Beruf 
ver  

rauen und Männer wird durch eine 
auciA

r te Förderung der Teilzeitarbeit, 
lejt   

ür Stellen mit Vorgesetzten- und 
*uni n8sau^aben' sowie der Verbind 
er|e-   eruf während der Beurlaubung eicht      o  ~~«..««^«..e n'cht Soweit dienstliche Belange 
in Te.^nt8egenstehen, muß jede Stelle auch 
£s .  2e'tform ausgeschrieben werden. 
giin'

l e,n grundsätzliches Benachteili- 
8Sverbot bei Teilzeitbeschäftigung 

und familienbedingter Beurlaubung. 
Abgesehen von einigen Ausnahmen muß 
jede Dienststelle ab 200 Beschäftigten 
eine Frauenbeauftragte bestellen, die ihre 
Tätigkeit weisungsfrei ausübt und gesetz- 
lich geregelte Befugnisse hat. Die Mitwir- 
kung bei der Aufstellung und die Durch- 
setzung des Frauenförderplans gehören 
zu ihren wichtigsten Aufgaben. 

Artikel 2 bis 6 (Änderung beamten- 
rechtlicher Vorschriften zur stärkeren 
Berücksichtigung familienbedingter Teil- 
zeit und Beurlaubung sowie damit ver- 
bundener Ausfallzeiten): Aus der bisheri- 
gen „Kann-Bestimmung" über die Bewil- 
ligung von Teilzeit und Beurlaubung aus 
familiären Gründen wird ein grundsätzli- 
cher Rechtsanspruch der Betroffenen. 
Familienbedingte Ausfallzeiten werden 
verstärkt bei den Wartezeiten für Beför- 
derungen und bei anderen dienstrechtli- 
chen Fragen berücksichtigt. 
Die häusliche Pflege wird im gleichen 
Umfang im Dienstrecht berücksichtigt 
wie schon bisher die Kinderbetreuung. 
Teilzeitbeschäftigte dürfen beim berufli- 
chen Aufstieg nicht benachteiligt werden. 

Artikel 7 und 8 (Änderung des 
Betriebsverfassungs- und des Bundesper- 
sonalvertretungsgesetzes): Mit diesen 
Regelungen wird die Mitwirkung des 
Betriebs- und Personalrates bei der Frau- 
enförderung erstmals festgeschrieben. 
Die Vertretung der Frauen im Wahlvor- 
stand soll verbessert werden. 

Artikel 9 bis 11 (Verbesserung der 
Gleichbehandlung von Frauen und Man- 
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nern am Arbeitsplatz): Die vorgesehenen 
Änderungen an § 611 a BGB beseitigen 
die bisherigen Unklarheiten über die 
Anwendung der Beweislastregelung und 
die Höhe des Entschädigungsanspruches. 
In der Regelung über die Verteilung der 
Beweislast zwischen der benachteiligten 
Arbeitnehmerin als Klägerin und dem 
Arbeitgeber als Beklagten wird der 
Begriff der „Glaubhaftmachung" von 
Tatsachen, die eine Benachteiligung 
wegen des Geschlechts vermuten lassen, 
gestrichen. Eine völlige Umkehr der 
Beweislast auf den Arbeitgeber praktisch 
schon nach dem ersten Klagevortrag ist 
nicht vorgesehen. 
Der Gesetzentwurf orientiert sich bei 
dem vorgeschlagenen Entschädigungsan- 
spruch in Höhe von regelmäßig einem 
und höchstens drei Monatsverdiensten an 
der Rechtsprechung des Bundesarbeitsge- 
richtes. Die Einzelheiten der beabsichtig- 
ten Vorschriften müssen innerhalb der 
Bundesregierung aber noch weiter abge- 
stimmt werden. 
Der Referentenentwurf verschärft ferner 
die Gebote über die geschlechtsneutralen 
Stellenausschreibungen und den betrieb- 
lichen Aushang der Gleichbehandlungs- 
vorschriften durch Umwandlung von 
„Soll-" in „Muß-Vorschriften". Ein Blick 
auf den Stellenmarkt in den Tageszeitun- 
gen zeigt, daß sich Stellenangebote für 
höherwertige Positionen der Wirtschaft 
immer noch fast ausschließlich nur an 
Männer richten. 

Artikel 12 (Schutz der Beschäftigten 
in der Privatwirtschaft und im öffentli- 
chen Dienst vor sexueller Belästigung am 
Arbeitsplatz): Sexuelle Belästigung am 
Arbeitsplatz ist weltweit, wie jüngst die 
Studie der Genfer internationalen 
Arbeitsorganisation erneut bestätigt hat, 
ein ernstes Problem. Spezielle Schutzge- 
setze haben hisher nur 7 Staaten — 
Australien, Kanada, Frankreich, Neusee- 

land, Spanien, Schweden und die USA. 
Mit Deutschland käme jetzt ein achter 
Staat hinzu. 
Das Beschäftigtenschutzgesetz des Arti- 
kels 12 gilt für die Privatwirtschaft wie 
den öffentlichen Dienst des Bundes, der 
Länder und Gemeinden und es ist die 
konsequente Folge aus einer umfangrei- 
cheren Untersuchung des Bundesfrauen' 
ministeriums von 1990 und entsprechen- 
den EG-Initiativen mit Aufforderungen 
an die Mitgliedstaaten, zum Schutz von 
Frauen und Männern am Arbeitsplatz i$ 
handeln. 
Artikel 12 bestimmt den Begriff der seXü' 
eilen Belästigung und stellt klar, daß es 
sich dabei um eine Verletzung der arbei*5 

vertraglichen Pflichten oder ein Dienst- 
vergehen handelt mit den im Einzelfall 
angemessenen arbeitsrechtlichen und 
dienstrechtlichen Sanktionen gegenüber 
der belästigenden Person. Geregelt wef' 
den das Beschwerderecht der belästigte" 
Beschäftigten und die Handlungsver- 
pflichtungen des Arbeitgebers oder 
Dienstvorgesetzten. 

Artikel 13 (Gesetz über die Berufung 
und Entsendung von Frauen und Män- 
nern in Gremien im Einflußbereich des 

Bundes): Der Gremienbericht der Bun- 
desregierung von 1991 hat für über 1.0" 
Gremien im Einflußbereich des Bunde5 ! 
nur einen Anteil der Frauen von 7,5 Pf 

zent festgestellt. Gesetzgeberische InU,a 

tiven mit dem Ziel einer angemessenen 
Repräsentanz von Frauen und Männer 
in öffentlichen Gremien sind deshalb fl 

wendig. Langjährige Appelle an die W 
bände und staatlichen Stellen, bei ihre11 j 
Personalvorschlägen für die Besetzung; 
von Gremien verstärkt Frauen zu bem 
sichtigen, blieben fast immer ergebnis' 
Das Bundesgremiengesetz des Artikel^ 
gilt sowohl für den Bund als auch für3, 
gesellschaftlichen Institutionen, Org^ 
sationen, Verbände und Gruppen so^ 
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Deutschland wird ein verläßlicher 
Partner der USA bleiben 

Generalsekretär Peter Hintze 
Juni Amtswechsel im Weißen 
Haus am 20. Januar 1993: 
Präsident George Bush verdient unse- 
en Dank. Er hat sich in den 12 Jahren 
^e|ner Amtszeit als Präsident und 
Vizepräsident der Vereinigten Staaten 
als verläßlicher Freund Deutschlands 
erwiesen. George Bush hat durch 
^ne Politik der Wiedervereinigung 
üeutschlands den Weg geebnet. Dafür 
freien ihm die Deutschen in Ost und 
West dankbar bleiben. 

peorge Bush hat die Vereinigten Staa- 
®n in Zeiten großer weltpolitischer 
g^brüche mit sicherer Hand geführt. 

r hat durch entschlossenes Handeln 
nter Beweis gestellt, daß die Über- 
ahrne von weltweiter Verantwortung 

rch die USA nach wie vor unver- 
2,chtbarist. 

," Clinton übernimmt mit der Präsi- 
entschaft in den Vereinigten Staaten 

auch international große Verantwor- 
tung. Die CDU setzt darauf, daß unter 
seiner Präsidentschaft die bewährte 
Freundschaft zwischen den USA und 
der Bundesrepublik Deutschland fort- 
dauert. Deutschland wird unter der 
Verantwortung der CDU ein verläßli- 
cher Partner der USA bleiben. 

Glück und Erfolg 
Wie der Stellvertretende Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Karl-Heinz Hornhues, erklärte, 
wünscht auch die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion Bill Clinton Glück und 
Erfolg im Amt des Präsidenten der 
Vereinigten Staaten von Amerika: 
„Clinton übernimmt sein Amt in einer 
Zeit großer innen- und außenpoliti- 
scher Herausforderungen, in der den 
Vereinigten Staaten von Amerika eine 
herausragende Rolle für die Erhaltung 
und Wiederherstellung von Frieden, 
Freiheit und Gerechtigkeit in der Welt 
zukommt." 

M 
.fl 

re Behörden, öffentliche Einrichtun- 
Uiie^

tc' die an der Besetzung von Gre- 
%d JJj) Bereich des Bundes beteiligt 
QeSet      

den Bund selbst ist dieses 
glie. 

2 femer maßgebend, soweit er Mit- 
des^

er !n Gremien außerhalb des Bun- 
fec^t-reiCnes entsendet. Jede vorschlagbe- 

eß l^Je Ste'le muß grundsätzlich im 
auf .   er Doppelbenennung für jeden 
%] ^ entfeHenden Sitz jeweils eine Frau 
da- lnen Mann benennen. Soweit sie 
Or(j j|Us gesetzlich anerkennenswerten 
^s e 

en nicnt >n der Lage ist, muß sie 
SchriftSenüber der berufenden Stelle 

n,t,»ch erläutern. 

Artikel 13 verzichtet auf eine Quotenrege- 
lung. Gesetztes Ziel ist die angemessene 
Repräsentanz von Frauen und Männern 
in Gremien, wobei einer unter mehreren 
Gesichtspunkten auch die Aufgabenstel- 
lung des Gremiums und das vorhandene 
Potential an sachverständigen Frauen in 
diesem Bereich sein kann. 
Nach Bundesfrauenministerin Merkel 
verzichtet der Entwurf auf dirigistische 
Maßnahmen, wie z. B. die Quotenrege- 
lung, die aus Sicht der Bundesregierung 
ein untaugliches Mittel zur Erreichung 
der Gleichberechtigung zwischen Frauen 
und Männern darstellt. • 
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Ein lebendiges Europa braucht 
auch die Erfahrung der Alteren 
Bundeskanzler Helmut Kohl 
zum „Europäischen Jahr 
der älteren Menschen und der 
Solidargemeinschaft der Gene- 
rationen64 : 
Heute sind über 60 Millionen Bürgerin- 
nen und Bürger in der Europäischen 
Gemeinschaft 60 Jahre und älter, und 
ihre Zahl wird in den kommenden Jahren 
deutlich steigen. Wir freuen uns, daß die 
Menschen immer älter werden und sehen 
in dieser Entwicklung eine große Heraus- 
forderung für Politik und Gesellschaft. 

Wir müssen unsere Vorstellungen vom 
Älterwerden und vom Alter ändern. 
Schon lange ist Alter nicht mehr mit 
Gebrechlichkeit gleichzusetzen. Viele 
unserer älteren Bürgerinnen und Bürger 
sind bis ins hohe Alter vital und aktiv. 

Sie wollen gemeinsam mit den jungen 
Menschen auch weiterhin die Gesell- 
schaft gestalten. Diesem Anliegen zu en*' 
sprechen, ist nicht nur eine zutiefst 
menschliche Pflicht; die aktive Teil- 
nahme der älteren Generation ist eine 
Bereicherung für alle. 
Mit dem europäischen Einigungsprozeß 
geht für die ältere Generation, die die 
Hauptlast der Geschichte dieses Jahrbu" 
derts hat tragen müssen, der Traum des 
friedlichen Miteinander der Nationen i" 
Erfüllung. Das „Europäische Jahr der 
älteren Menschen und der Solidarge- 
meinschaft der Generationen" wird ai»c 
dazu beitragen, Begegnungen der ältere 
Menschen untereinander in der EG zu 

fördern und zu vertiefen. 
Ein lebendiges Europa braucht die DjJ1 

mik der Jungen und die Erfahrung und 
Weisheit der Älteren. 

Dialog zwischen Alt und Jung verstärken 
Eine Korrektur des vorherrschenden 
Altersbildes in unserer Gesell- 
schaft, Anstöße zu einem intensive- 
ren Dialog zwischen Alt und Jung 
und weitere Schritte in Richtung 
auf eine gemeinsame, europäische 
Seniorenpolitik erhofft sich Bun- 
desseniorenministerin Hannelore 
Rönsch vom „Europäischen Jahr 
der älteren Menschen und der Soli- 
dargemeinschaft der Generationen", 
das die EG für 1993 ausgerufen 
hat. 
Die Ministerin stellte zum Auftakt des 
Jahres in Deutschland den Veranstal- 

tungskalender der Bundesrepublik füf 

das Europäische Jahr der älteren Mefl' 
sehen vor. 
„Viel zu oft wird das Alter ausschließ- 
lich gleichgesetzt mit Krankheit und 
dem Abbau von Fähigkeiten. Die me«' 
sten älteren Menschen führen jedoch 
ein selbständiges, aktives Leben", 
erklärte Frau Rönsch. 
„Das Europäische Jahr der älteren 
Menschen soll dazu beitragen, ein re»' 
listisches Bild der älteren Generation 
in der Öffentlichkeit zu vermitteln: ffl 

Bild, das dem entspricht, wie sich die 
älteren Menschen selbst sehen." 
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Verstetigung des Aussiedlerzuzugs 
hat sich auch 1992 fortgesetzt 
h» Jahre 1992 wurden 230.565 deut- 
?phe Aussiedler in der Bundesrepublik 
Peutschland registriert. Der Zugang 
J8t etwa gleich hoch wie im Jahr 1991 
'•21.995^ aber wesentlich niedriger 
a»s 1990 (397.073). 

J^ie Zahlen der Hauptherkunftsländer im 
Vergleich: 

1992 1991 1990 
195.576 147.320 147.950 

17.742 40.129 133.872 
16 146 32.178 111.150 

1.101       2.368 4.101 

^hem. SU 
JeP. Polen 
Manien 

listige 

'e Zahl der Antragsteller für einen Auf- 
hmebescheid ist im vergangenen Jahr 

gegenüber dem Vorjahr weiter zurückge- 
zogen. Sie erreicht etwa 72 Prozent des 

0rJahres. Während der Antragseingang 
*$ der Republik Polen und Rumänien 
e,ter stark rückläufig war, liegen die 

üiÜträge aus der ehemaligen Sowjetunion um ca. 20 Prozent unter denen des Vor- 
jahre 

gende Zahlen liegen jetzt vor: 
träge für Aufnahmebescheide wurden 

^stellt: 

l9oi: 557-544 Personen 
T2: 402.375 Personen. 
lervon entfielen auf 

.   le ehemalige Sowjetunion: 
,5?I: 445.198 Personen 
I2'- 356.233 Personen. 
j[,e Republik Polen: 
Sj: 66.956 Personen 
/^: 26.684 Personen. 
^umänien: 

l9QJ: 40.632 Personen 
^2: 15.277 Personen. 

Hierzu erklärte der Aussiedlerbeauftragte 
der Bundesregierung, Horst Waffen- 
schmidt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister des Innern: Das 
seit dem 1. Juli 1990 gültige Aufnahme- 
verfahren hat sich auch im Jahr 1992 
bewährt. Mein Dank gilt Bund, Ländern 
und Gemeinden sowie kirchlichen und 
sozialen Einrichtungen, Wirtschaft und 
Gewerkschaften für die gemeinsamen 
Anstrengungen und die gute Zusammen- 
arbeit, die dieses Ergebnis der Aufnahme 
und Integration erst ermöglicht haben. 

Auch 1993 und in den folgenden Jahren 
bleibt das Tor für Spätaussiedler offen. 
Auf der Grundlage des im Kriegsfolgen- 
bereinigungsgesetz zwischen Bundes- 
regierung und Opposition gefundenen 
großen Kompromisses wird das bewährte 
Aufnahmeverfahren fortgesetzt. Mit der 
neuen gesetzlichen Regelung wurde 
sichergestellt, daß künftig weiterhin so 
viele Aufnahmebescheide ergehen kön- 
nen, wie im Schnitt der beiden letzten 
Jahre Aussiedler eingetroffen sind. Die 
Bundesrepublik Deutschland wird damit 
jährlich mehr als 200.000 Aussiedler auf- 
nehmen können. In diesem Umfang kön- 
nen Vorkehrungen getroffen werden, um 
die zu uns kommenden Aussiedler aufzu- 
nehmen, unterzubringen und einzuglie- 
dern. Die Deutschen in den Herkunftsge- 
bieten können also in Ruhe entscheiden, 
ob sie aussiedeln wollen. 

Neben dem Aufnahmeverfahren setzt die 
Bundesregierung auch 1993 ihre Hilfen 
für die Deutschen in den Aussiedlungsge- 
bieten fort, um diejenigen zu unterstüt- 
zen, die bleiben wollen oder noch nicht 
ausreisen können. • 
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Asylbewerberzahlen 
im Jahr 1992 
Das Bundesamt für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge hat im 
Monat Dezember 1992 31.638 Asylbe- 
werber (Vormonat: 38.348) registriert. 

Die Zahl der Asylbewerber ist damit 
gegenüber dem Vormonat zurückgegan- 
gen. Dies kann jedoch noch nicht als 
Trendumkehr bewertet werden, sondern 
ist mit dem regelmäßig feststellbaren 
Rückgang in den Wintermonaten zu 
erklären. 
Insgesamt haben damit im Jahr 1992 
438.191 Ausländer Asyl beantragt. 
Hauptherkunftsländer 1992 sind (in 
Klammern die Zahl für das Jahr 1991): 
Ehem. Jugoslawien: 122.666 (74.854) 
Rumänien: 103.787 (40.504) 
Bulgarien: 31.540 (12.056) 
Türkei: 28.327 (23.877) 
Vietnam: 12.258    (8.133) 
Ehem. UdSSR: 10.833    (5.690) 
Nigeria: 10.486   (8.358) 
Zaire: 8.305    (2.134) 
Algerien: 7.669   (1.388) 
Ghana: 6.994   (4.541) 
Auf die Staaten Ost- und Südosteuropas 
entfielen 1992 insgesamt 282.183 Asylbe- 
werber. Das sind 64,4 Prozent aller Asyl- 
bewerber. Der Anteil der Europäer an der 
Gesamtzahl der Asylbewerber betrug 70,7 
Prozent (310.529 Personen). 
Aus dem ehemaligen Jugoslawien kamen 
1992 insgesamt 122.666 Asylbewerber, 
davon 1.024 aus Kroatien, 50 aus Slowe- 
nien und 6.197 aus Bosnien-Herzegowina 
sowie 115.395 (=94,1 Prozent) aus den 
übrigen Landesteilen. 
In den Monaten Januar bis Dezember hat 
das Bundesamt über die Anträge von 
216.356 Personen entschieden. Nach der 
bisher höchsten Zahl von Entscheidun- 

gen in 1991 (= 168.023) ist dies eine neue 
Rekordzahl. Als asylberechtigt anerkannt 
wurden 9.189 Personen. Das entspricht 
einer Anerkennungsquote von 4,3 Pro- 
zent (1991: 6,9 Prozent, 1990: 4,4 Pro- 
zent). Abgelehnt wurden 163.637 Perso- 
nen (75,6 Prozent), auf sonstige Erledi- 
gungen und Rücknahmen entfielen 
43.530 Personen (20,1 Prozent). 
Zu den Asylzahlen 1992 erklärt Bundes- 
innenminister Rudolf Seiters: Gegenüber 
1991 mit 256.112 Asylbewerbern ist die 
Zahl der Asylbewerber im vergangenen 
Jahr mit 438.191 registrierten Personen 
erneut sehr stark angestiegen. Dies ent- 

Bundesinnenminister Rudolf 
Seiters: „Ziel der angestreb- 
ten Asylrechtsreform muß 
sein, in 1993 einen deutli- 
chen Rückgang der Asylbe-^ 
werberzahlen zu erreichen." 

spricht einer Steigerung um 71,1 Prozent- 
Der Anstieg der Asylbewerber ist einer- 
seits eine Folge des weiter zunehmenden 
Wanderungsdrucks vor allem aus den 
Ländern des ehemaligen Ostblocks. In 
der extrem hohen Gesamtzahl von Asyl' 
bewerbern schlägt sich aber auch die 
große Fluchtwelle aus den Krisenregio- 
nen des ehemaligen Jugoslawien nieder- 

Unser geltendes Asylrecht ist überwie- 
gend zum Mittel für eine unkontrolliert6 

Zuwanderung aus wirtschaftlichen GröjJ 
den geworden. Es gewährt grundsätzl^11 

jedem Ausländer, der sich an der Grertf6 

auf politische Verfolgung beruft, die E»* 
reise in das Bundesgebiet und ein vorl*u 

figes Bleiberecht für die gesamte Dauer 
des Asylverfahrens einschließlich eines ^ 
anschließenden Gerichtsverfahrens. D,e 

hat dazu geführt, daß Deutschland — 
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zogen auf die EG-Staaten — mehr als be 
60 Prozent aller Flüchtlinge aufnimmt. 
Wegen der damit verbundenen und nicht 
^ehr tragbaren Belastungen haben die 
Sektionen von CDU/CSU, SPD und 

DP den Asylkompromiß vom 6. Dezem- 
ber 1992 vereinbart. Damit soll die 
^Wanderung nach Deutschland 
Jgrenzt und gesteuert werden sowie der 
^'ßbrauch des Asylrechts verhindert und 

er Schutz politisch Verfolgter gewährlei- 
et werden. Es kommt jetzt darauf an, 
aß diese politischen Grundsatzentschei- 

, Ungen rasch umgesetzt werden, um ins- 
esondere die Möglichkeit zu schaffen, 
uslärider, die aus einem verfolgungssi- 
eren Drittstaat einreisen, in der Regel 
der Grenze zurückzuweisen oder ihren 

u'enthalt umgehend zu beenden. 
j.,el der jetzt angestrebten, längst überfäl- 
Jak*1 ^e^orm des Asylrechts muß sein, im 

ku 
re 1993 zu einer deutlichen Absen- 

hd^ ^er Zugangszahlen zu gelangen. 
. e Verwässerung der beabsichtigten 
st Regelungen, die dieses Ziel in Frage 
auf   Wäre unverantwort'icrl unc* würde 

absolutes Unverständnis der überwie- 
st R  n Mehrheit unserer Bevölkerung 

Ausbildungs- 
vergütungen 1992 

920 DM im Monat verdienten 1992 im 
Durchschnitt die Auszubildenden in 
den alten Bundesländern — gegenüber 
dem Vorjahr bedeutet das einen 
Anstieg um 9,8 Prozent. 

In den neuen Bundesländern lag 1992 der 
durchschnittliche Verdienst bei 620 DM, 
entsprach also zu etwa zwei Dritteln der 
Vergütungshöhe in den alten Ländern. 

Zu diesen Ergebnissen kommt das Bun- 
desinstitut für Berufsbildung (BIBB) in 
seiner neuesten Auswertung der tarifli- 
chen Ausbildungsvergütungen. 1992 wur- 
den die durchschnittlichen Vergütungen 
von 211 Ausbildungsberufen für die alten 
Bundesländer und von 161 Berufen für 
die neuen Bundesländer ermittelt. In den 
untersuchten Berufen sind rund 90 Pro- 
zent der jeweiligen Auszubildenden in 
West und Ost vertreten. 

Die Vergütungsdurchschnitte basieren 
auf den tariflich vereinbarten Grundbe- 
trägen. 

Beispiel einer echten Partnerschaft 
J^'ne beispielhafte Partnerschaft 
^steht zwischen der CDU Wag- 
J»usel/KV Karlsruhe-Land (Nord- 
J»oen) und der CDU Löbejün/KV 
^alkreis (Sachsen-Anhalt). 

lQre'ts kurze Zeit nach der wende 
989 wurden die ersten Kontakte 

j=eknüpft; im Laufe der Zeit entwik- 
e'te sich daraus eine echte Partner- 
chaft. Mehrmals jährlich finden seit- 
e"i Besuche und Gegenbesuche mit 

P0|Uischem und kulturellem Pro- 
§ramm statt. 

In erster Linie haben die Baden-Würt- 
temberger CDU-Vertreter jedoch beim 
Auf- und Ausbau, unter anderem der 
Verwaltungsstruktur, bei Bau- und 
Sanierungsprojekten wie Kindergar- 
ten, Stadtbibliothek und Grundschul- 
förderklasse, mit fachkundigem Rat 
zur Seite gestanden. 
Einig ist man sich darüber, daß von 
diesem Erfahrungsaustausch beide 
Seiten profitieren. Die CDU-Ortsver- 
bände werden auch in Zukunft die 
Verbindung intensiv pflegen. 
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Unfallverhütungsbericht: Zahl der 
tödlichen Arbeitsunfälle nahm ab 
Die Zahl der tödlichen Arbeitsunfälle 
ist im Jahr 1991 gesunken. Dies geht 
aus dem Unfallverhütungsbericht 1991 
hervor, den Bundesarbeitsminister 
Norbert Blüm jetzt vorgelegt hat. 
Erstmals faßt der Bericht die Daten 
aus den alten und den neuen Bundes- 
ländern zusammen. 

Bei allen Vorjahresvergleichen ist deshalb 
zu berücksichtigen, daß mit der Wieder- 
vereinigung die Zahl der statistisch erfaß- 
ten Beschäftigten einschließlich Teilzeit- 
arbeitskräften um rund 20 Prozent gestie- 
gen ist. Dennoch nahmen die Arbeitsun- 
fälle mit tödlichem Ausgang um 4 Pro- 
zent ab. 

Von insgesamt 1.496 tödlichen Unfällen 
verzeichneten die gewerblichen Berufsge- 
nossenschaften 1.062, die landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften 336 und 

40 Jahre Schülerlotsen: 
Kein einziger 
tödlicher Unfall 
Der Schülerlotsendienst besteht 40 
Jahre und hat nach Einschätzung sei- 
nes Trägers, der Deutschen Verkehrs- 
wacht, zu entscheidend mehr Sicher- 
heit für Millionen Schüler beigetra- 
gen. Wie sie in einer Bilanz berichtete, 
hat es an den von Schülerlotsen gesi- 
cherten Übergängen bisher nicht einen 
einzigen Unfall mit tödlichem Aus- 
gang gegeben. Rund 60.000 Mädchen 
und Jungen sind gegenwärtig als Schü- 
lerlotsen aktiv, darunter 5.000 in den 
neuen Bundesländern. 

die Unfallversicherungsträger der öffent- 
lichen Hand 98. 
Die Zahl der meldepflichtigen Arbeitsun- 
fälle stieg um 20,5 Prozent auf 2.016.153- 
Der Anstieg entspricht der Zunahme der 
Beschäftigtenzahl und dem erhöhten 
Arbeitsvolumen. Auf 1.000 Vollbeschäf- 
tigte gerechnet, blieb die Zahl der 
Arbeitsunfälle mit 54 unverändert. 

Anstieg der Wegeunfälle 

Die Zahl der tödlichen Wegeunfälle stieg 
um 2,2 Prozent an. Auf dem Weg zwi- 
sehen Wohnung und Arbeit verloren 73 
Arbeitnehmer ihr Leben. Die Gesamtza" 
der angezeigten Wegeunfälle stieg um 
30,5 Prozent auf 245.127. Dies ist im 
wesentlichen auf die deutliche Zunahme 

des Straßenverkehrs in den neuen Bun- 
desländern zurückzuführen. 
Wie in den Jahren zuvor gingen auch 
1991 mehr Anzeigen auf Verdacht einer 
Berufskrankheit bei den Unfallversiche' 
rungsträgern ein. Die Zahl stieg um 19. 
Prozent auf 68.858. 
Die höhere Zahl der Verdachtsanzeigefl 

ist neben dem einigungsbedingten 
Zuwachs an Beschäftigten im wesentli- 
chen auf eine stärkere Sensibilisierung 
der Bevölkerung gegenüber Einflüssen 
am Arbeitsplatz-zurückzuführen, die 
Krankheiten und Allergien auslösen k° 
nen. 
Die Zahl der Todesfälle infolge von 
Berufskrankheiten stieg um 58 auf 333- 
Davon stehen die Todesfälle infolge v ^ 
Asbesterkrankungen mit 197 (60 ProZe 

weiterhin an der Spitze. In 53 Fällen    , 
führte eine Quarzstaublungenerkran* 
zum Tode. 
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Job-Tickets künftig steuerfrei 
^•»r Förderung des Umstiegs vom Pkw 
*uf öffentliche Verkehrsmittel sollen 
^rbeitgeberzuschüsse für Fahrten zwi- 
rnen Wohnung und Arbeitsstätte 
Ku«ftig steuerfrei bleiben. 

pu diesem Beschluß über die Steuerbe- 
re'ung von „Job-Tickets", die auch 
°stenlose Fahrten für die in den öffentli- 
en Verkehrsunternehmen Beschäftigten 

mfaßt, ist das Bundeskabinett Vorschlä- 
pn des Bundesrates gefolgt. 

ab Ge8ensatz zum Ländervorschlag soll 
^ er eine vom Arbeitgeber verbilligte 
^x*-Benutzung für Fahrten zwischen 
^.°nnung und Arbeitsstätte nicht begän- 
nt Werden. Es wird erwartet, daß das 

esetz nach entsprechenden Durchgän- 
^ n im Bundestag und Bundesrat noch in 
sch,erSten Hä,fte dieses Jahres verab- 

'edet werden kann. Die Bundesregie- 
*§ stellt zugleich klar, daß der Arbeit- 

^ Zuschuß zu den Fahrtkosten bei den 
rpotmten nicht auf die Besoldung ange- 
bet wird. 
de

Sa"8 erlaubt das Gesetz nur, die von 
£r  y

erkehrsunternehmen gewährten 
frej 

äßi8ungen für die Job-Tickets steuer- 
S0vy

an die Arbeitnehmer weiterzuleiten. 
e't der Arbeitgeber den Fahrausweis 

Mitarbeitern unentgeltlich oder verbilligt 
überläßt, muß diese Vergünstigung dem 
Arbeitslohn hinzugerechnet werden. 
Dadurch unterliegt sie dem Lohnsteuer- 
abzug, wobei der Arbeitgeber die Lohn- 
steuer entweder individuell ermitteln und 
vom Arbeitslohn abziehen oder pauschal 
mit 15 Prozent ohne Belastung des 
Arbeitnehmers entrichten kann. 

*Usätzii ch subventioniert und ihn seinen 

Ein neuer Versuch 
Die Stellungnahme, die Bundesfinanz- 
minister Theo Waigel dem Kabinett zu 
dieser Gesetzesänderung empfiehlt, 
macht den Weg frei fur einen neuen 
Versuch, Individualverkehr von der 
Straße auf den öffentlichen Personen- 
nahverkehr zu verlagern und so zur 
Senkung der Umweltbelastungen und 
des Energieverbrauchs beizutragen. 
Daß Waigel dabei die Benutzung von 
Taxis ausschließen will, macht in zwei- 

facher Hinsicht Sinn: zum einen würde 
der Steuerausfall dadurch unnötig in 
die Höhe getrieben, zum anderen wäre 
der um weltpolitische Effekt gleich Null, 
weil ein Taxi kaum weniger Schadstoffe 
produziert als der Pkw im Individual- 
verkehr.       General-Anzeiger, Bonn 

^Sucher-Rekord beim Bremer CDU-Neujahrsempfang 
ndesfinanzminister Theo Waigel war Hauptredner beim Neujahrsempfang 

er Bremer Christdemokraten. Über 3.000 Zuhörer bedeuteten Besucherrekord 
r diese zur Tradition gewordenen Veranstaltung. Der CSU-Vorsitzende sagte 
n begeisterten Zuhörern die Untestützung der Bundesregierung bei der Sanie- 

^ n8 der Bremer Landesfinanzen zu. Gemeinsam mit dem Bremer Landeschef 
k .rnd Neumann forderte Theo Waigel Bremens Regierungschef Wedemeier auf, 
. l seinen SPD-Ministerpräsidentenkollegen in diesem Zusammenhang für 

nterstützung zu werben. 



Seite 42 • UiD 2/1993 
TERMINI 

Liebe CDU-Mitglieder, 
die Union steht für eine partnerschaft- 
liche Wirtschaftsordnung. Dazu 
gehört, daß Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmervertreter kultiviert um den rich- 
tigen Weg ringen. Niemand hat die 
absolute Wahrheit für sich gepachtet. 
Daher sind Bildungsangebote für 
Arbeitnehmervertreter die Vorausset- 
zung, um Soziale Marktwirtschaft 
lebendig zu halten und dem Klassen- 
kampf für immer „ade" zu sagen. 
Fundiertes Wissen ist Gift für jeden 
Fanatismus. Die Stiftung für Christlich- 
Soziale Politik e.V. in Zusammenarbeit 
mit der Christlich-Demokratischen 
Arbeitnehmerschaft (CDA) bietet allen 
Arbeitnehmervertretern Bildungsange- 
bote, die auch innerhalb der Union wei- 
terempfohlen werden sollten. 

Personalräteseminare 

Grundseminare 
• „Beteiligungsrechte" — Grundseminar I 
Termine: 
01.02.-05.02.1993 
30.08.—03.09.1993 
08.11.-12.11.1993 
• „Geschäftsführung des Personalrats" — 
Grundseminar II — 
Termine: 
19.04.—23.04.1993 
07.06.-11.06.1993 
06.09.-10.09.1993 
15.11.-19.11.1993 

Aufbauseminare 
• „Einführung in das öffentliche Dienst- 
und Beamtenrecht" 
Termine: 
01.02.-05.02.1993 
19.07.-23.0 7.1993 

• „Rechtliche Beteiligung" 
Termin: 05.07.-09.07.1993 
• „Eingruppierungsrecht" 
Termin: 11.10.-15.10.1993 

Vertiefungsseminare 
• „Suchtprophylaxe und Gesundheits- 
vorsorge" 
Termine: 
26.04.-30.04.1993 
11.10.-15.10.1993 
• „Kommunikationstraining für Betrieb*' 
und Personalräte I" 
Termin: 29.03.-02.04.1993 
• „Kommunikationstraining für Betrieb*' 
und Personalräte II" 
Termin: 29.07.-01.10.1993 
• „Einführung zur Arbeitssicherheit unj 
Unfallverhütung für Personalräte gemäß 
§ 81 BPersVG u. a. Vorschriften" 

Termine: 
10.05.—14.05.1993 
08.11.-12.11.1993 
• „Schwerbehindertenvertretung 
im öffentlichen Dienst" 
Termin: 07.06.-11.06.1993 
• „Juristische Methodenlehre 
für Betriebs- und Personalräte und 
die Bearbeitung beteiligungsrechtlicher 
Tatbestände" 
Termin: 06.12.-10.12.1993 

Die Vertiefungsseminare für 
Personalräte/innen umfasst 
ebenfalls: 
• „Arbeitsrecht" 
Termin: 03.05.-07.05.1993 
• „Praktische Personalrätearbeit 
für Personalräte 
aus den neuen Bundesländern" 
Termin: 19.07.-23.07.1993 

1 
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"Gesundheitsdienst: Rechtsstellung 
« Eingruppierung gemäß Anlage lb 

«Um BAT" 

^ermin: 23.07.—25.07.1993 
«Arbeitsrecht" Schnupperkurs für 
Send- und Auszubildenenvertreter/innen 

errnin: 07.06.-11.06.1993 

sräteseminare 

^ndseminare 
»Praktische Betriebsarbeit" 

fermi 
"5.02 
'9.04 
°5.07 
°6.09 
"•10 
'Ml 

4ufb 

ne: 

19.02.1993 
23.04.1993 
09.07.1993 
10.09.1993 
15.10.1993 
19.11.1993 

auseminare 

05.02.1993 

r"
Arbeitsrechtr 

Sue: 
'•02.. 

l9nf—05.03.1993 
%'^"-23.04.1993 
T hArbeitsrecht II" 
Sine: 
07Q^—02.04.1993 
2O'OQ— U-06.1993 
IS if—24.09.1993 
%' ' —19.11.1993 
T"Arbeitsrecht III" 
>ine: 

6-l2.. 12.11.1993 
10.12.1993 

1    lefungsseminare 
V^j^'tsrecht für Profis: 
v     »ungsseminar A für Betriebsräte" 

^ln: 08.03.-12.13.1993 

• „Arbeitsrecht für Profis: 
Vertiefungsseminar B für Betriebsräte" 
Termin: 18.10.—22.10.1993 
• „Geschäftsführung des Betriebsrats: 
Vertiefungsseminar C für Betriebsräte" 
Termin: 15.12.—17.12.1993 

Schwerpunktseminare 
• „Der § 37.6 Betriebsverfassungsgesetz" 
Termin: 29.01.—31.01.1993 

• „Kommunikationstraining I 
für Betriebs- und Personalräte" 
Termin: 29.03.-02.04.1993 

• „Kommunikationstraining II 
für Betriebs- und Personalräte" 
Termin: 27.09.-01.10.1993 

• „Schwerbehindertenvertretung" 
Termin: 19.04.-23.04.1993 

• „Einigungsstelle" 
Termin: 10.05.-14.05.1993 

• „Betriebsratsarbeit und der Europäische 
Binnenmarkt" 
Termin: 06.09.-10.09.1993 

• „Einführung in die Arbeitssicherheit" 
Termin: 27.09.-01.10.1993 

• „Arbeitsrecht: Schnupperkurs 
für Betriebs- und Personalräte und 
Interessierte" 
Termin: 15.10.-17.10.1993 

• „Wie werde ich Betriebsrat? 
„Für Betriebsräte und Interessierte 
Termin: 13.12.-15.12.1993 

• „Juristische Methodenlehre 
für Betriebs- und Personalräte und 
die Bearbeitung beteiligungsrechtlicher 
Tatbestände" 
Termin: 06.12.-10.12.1993 
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